
mehr Verteilungsgerechtigkeit 
zu erreichen.

Unsere Bahn. Seit Jahren wer-
den die EisenbahnerInnen 
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Hedgefonds außer Kontrolle... 

wir Ihnen auch mehr über die 
neue Vereinigung zur Rettung 
des Mittelstandes, die kürzlich 
von Bankern und Millionären 
gegründet wurde. 

Lohn und Leistung. Wie geht 
es Teilzeitbeschäftigten in Ös-
terreich? Was verdienen Voll-

zeitbeschäftigte 
in ausgewählten 
vida-Branchen 
und wie hoch 
muss ein fairer 
M i n d e s t l o h n 
sein? Diesen Fra-

gen gehen wir auf den Seiten  
3 und 5 nach. 

Fair teilen. Reichtum hat nicht 
zwangsläufig etwas mit er-
brachter Leistung zu tun. Ver-
mögensforscher Martin Schürz 
erklärt im Interview auf Seite 4, 
wie die Reichen  ganz ohne Ar-
beit reicher werden und welche 
Maßnahmen sinnvoll sind, um 

Wir befassen uns in die-
ser Ausgabe der vida-
Zeitschrift mit Armut 

und Reichtum in Österreich. 
Dabei widmen wir der Frage 
nach den Reichen besondere 
Aufmerksamkeit. Denn wäh-
rend Daten zur Armut in Öster-
reich breit diskutiert werden, ist 
die Faktenlage 
über Reichtum 
eher dürr gesät. 
(K)Ein Schelm, 
wer dahinter 
Absicht ver-
mutet. Denn je 
weniger über die Vermögenden 
bekannt ist, desto leichter kön-
nen ihre Lobbys die Frage nach 
Vermögensteuern abwehren. 

Wissen Sie das? Wieviel Milli-
arden Franken Schwarzgeld ha-
ben reiche ÖsterreicherInnen 
in der Schweiz geparkt? Die 
Antwort auf diese Frage finden 
Sie auf Seite 2. Dort verraten 

Fair teilen heißt, dass die 
Reichen einen gerechten 

Anteil an den Steuern  
übernehmen müssen. 

Die Hedgefonds feiern Re-
korderlöse, ihre Manager 
kassieren die höchsten 

Boni aller Zeiten. Die 25 best-
bezahlten haben 2009 an die 25 
Milliarden Euro kassiert. Als 
Spitzenreiter gilt David Tepper. 
Sein großer „Coup“: Er setzte am 
Höhepunkt der Krise mit seinem 
Fonds darauf, dass die US-Regie-
rung nach dem Zusammenbruch 
von Lehman Brothers nicht noch 
weitere Großbanken Pleite gehen 
lassen würde. Der Staat rettete 
die „systemrelevanten“ Institute, 
der Hedgefonds profitierte...  

Intransparent. Hedgefonds sind 
Investmentfonds, die mit mas-

sivem Einsatz von Fremdkapital 
und risikoreichen Strategien wie 
Aktienleerkäufen agieren. Rund 
die Hälfte der Hedgefonds hat 
ihren Sitz in Steueroasen. Im 
Zuge der Finanzkrise bekannte 
sich die EU zu einer Regulie-
rung der Hedgefonds. 

Verschoben. Vor einem Jahr hat 
die EU-Kommission einen Ge-
setzesvorschlag vorgelegt. Dem-
nach sollen die Fondsmanager - 
nicht die Fonds - künftig für ihre 
Tätigkeit in Europa eine Geneh-
migung vorlegen und ihre Ge-
schäfte transparenter gestalten. 
Doch selbst diese wenig weitrei-
chenden Regulierungsbestim-

mungen  halten die USA und 
Großbritannien für zu streng. 
Die EU-Finanzminister reagier-
ten prompt: Sie verschoben die 
Befassung mit dem Thema im 
März um weitere zwei Monate.

Rasch regulieren. „Hedgefonds 
verbieten statt Glühbirnen 
verbieten!“ Mit diesem Motto 
machte ein Leserbriefschreiber 
seinem Ärger über das Feh-
len jeglicher Kontrolle für die 
Hedgefonds Luft. Der Sager 
mag übertrieben sein, klar ist 
aber: Wir brauchen eine strenge 
Regulierung der Hedgefonds. 
Nicht am St. Nimmerleinstag, 
sondern jetzt. (mf)
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diffamiert. Auch Manage-
mentfehler der vergangenen 
Jahre haben die Beschäftigten 
auszubaden. Erst schlechtre-
den, dann ausverkaufen, dürf-

te der Plan der ÖBB-Gegner-
Innen sein. vida startet eine 
Kampagne für unsere Bahn.  
Mehr darüber verraten wir auf 
Seite 7.

Mehr Geld.  In einem ober-
österreichischen Krankenhaus 
hat der Arbeitgeber Teilzeitbe-
schäftigte diskriminiert. Der 
Betriebsrat klagte – mit Erfolg.

Unsere Bahn muss rot-weiß-rot 
bleiben. vida startet dafür eine 
Kampagne.

Traumjob? Weil die Löhne 
niedrig sind und die arbeits-
rechtlichen Vorschriften oft 
verletzt werden, kämpft das 
Hotel- und Gastgewerbe mit 
einem schlechten Ruf.

Verkehr

ÖBB Krankenanstalten Tourismus

Private 
Dienstleistungen 

Soziale, Persönliche Dienste  
und Gesundheitsberufe

Es ist genug 
für alle da!

Armut und Reichtum werden oft von Generation zu Generation weitervererbt. Aufgabe des 
Staates ist es, für faire Chancen für alle zu sorgen.
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Armutsbekämpfung in Krisenzeiten

An die 500.000 Menschen sind in Österreich von Armut 
betroffen. Ihr niedriges Einkommen hat zur Folge, dass 

sie mit dem Begleichen der Miete in Verzug geraten, sich 
keine neue Bekleidung leisten können und die Reparatur 
der kaputten Waschmaschine zum Problem wird. Weitere 
500.000 Menschen sind gefährdet, in Armut abzugleiten. 

Armut ist nicht cool. Viele genieren sich, dass sie nicht mit 
den anderen mithalten können. Die eigene Armut wird ver-
steckt. Studien belegen, dass viele der Betroffenen sogar auf 
die Inanspruchnahme der Sozialhilfe verzichten, aus Angst 
als VersagerIn abgestempelt zu werden. 

Netz für den Notfall. Ein Ziel unseres Sozialstaates ist es, 
Armut zu bekämpfen. Ohne Sozialleistungen wäre die Zahl 
der von Armut gefährdeten Menschen doppelt so hoch. Den-
noch stimmen gerade jetzt, in Zeiten der Krise mit mehr als 
350.000 Arbeitslosen, einige PolitikerInnen eine Debatte 
über die nötige „Durchforstung unserer üppigen Soziallei-
stungen“ an. 

Auf Geldsuche. Wer soll die Kosten für die Krise bezahlen? 
Arbeitslose, prekär Beschäftigte oder auch Alleinerzieher-
Innen und Mehrkindfamilien, die auf unseren Sozialstaat 
angewiesen sind? Jenen, die ohnedies zu wenig zum Leben 
haben, etwas wegzunehmen statt bei den Reichen und den 
Krisenverursachern anzusetzen, ist der falsche Weg. 

Rudolf Kaske 
vida-Vorsitzender
rudolf.kaske@vida.at

Wissenstest

Im April wurde in Wien die 
„Mittelstandsvereinigung“ 
gegründet. Beim Festlegen, 

wer zum Mittelstand zählt, tut 
sich der Verein allerdings etwas 
schwer. Neben Vereinspräsident 
Walter Sonnleitner, einem pen-
sionierten ORF-Journalisten, 
sitzen im Vorstand unter ande-
rem Ex-Billa-Chef Veit Schalle 
und der Banker Matthäus 
Thun-Hohenstein. Auch die 
Ziele, die sich der Verein ge-
steckt hat, sollten kluge Köpfe 
misstrauisch machen: „Ein 
schlanker Staat und niedrige, 
sozial stimmige Steuern“,  denn 
das Schröpfen des Mittelstandes 
müsse ein Ende haben. 

Frivol. So nennt der Autor Ro-
bert Misik in einem Video 
die Gründer der Vereinigung. 
Denn es stimmt zwar, dass die 
Steuern auf Lohneinkommen 
relativ hoch sind. Aber nicht 
die „weiter unten“ sind daran 
schuld, sondern die Tatsache, 
dass die Reichen dieses Landes 
fast nichts in unser Steuersy-
stem zahlen. Zählt man alles 
zusammen, rechnet also auch 
Mehrwertsteuern und Sozial-
versicherungsbeiträge dazu, 
ist die Abgabenbelastung 
für Menschen mit niedrigem 
Einkommen gleich hoch wie  
für die Besserverdienen-
den. Nur die Selbstständigen  
und die Vermögenden zahlen 
weniger. 

Viel wird über angebliche 
oder tatsächliche Sozial-
schmarotzer geredet. Sehr 
wenig aber über Unterneh-
men, die auf legale oder ille-
gale Weise den Staat schädi-

gen. Zum Beispiel durch nicht 
abgeführte Sozialversicherungs-
beiträge oder in der Schweiz 
geparkte Schwarzgelder – um 
nur zwei konkrete „Betriebs-
schmarotzertaten“ zu nennen. 
Im Gegensatz dazu sind die So-
zialleistungen, die „Herr und 
Frau Österreicher“ beziehen, 
relativ bescheiden. Wissen Sie 
Bescheid? Testen Sie hier und 
jetzt mit vida Ihr Wissen!

1) Mit wie viel Euro im Rückstand 
waren Österreichs Unternehmen 
mit Sozialversicherungsbeiträ-
gen bei den Gebietskranken-
kassen Ende Dezember 2008?
A) 9,549 Millionen Euro
B)  95,49 Millionen Euro
C)  954,9 Millionen Euro

über vermögensbezogene 
Abgaben eingehoben? Der EU-
Schnitt liegt übrigens bei 5,4 
Prozent.
A) 1,4 Prozent
B) 12,4 Prozent
C) 21,4 Prozent

5) Wie hoch war das durch-
schnittliche monatliche 
Arbeitslosengeld sowie die 
monatliche Notstandshilfe  
im Jahr 2008?
A) 972 und 798 Euro
B) 762 und 588 Euro
C) 826 und 658 Euro

2) Und wie viel schulden unse-
re Betriebe dem Finanzamt mit 
Stichtag 31. Dezember 2009? 
Also Rückstände aus Umsatz-, 
Einkommens-, Körperschafts- 
und Lohnsteuer!
A) Über 2 Milliarden Euro
B) Unter 2 Milliarden Euro
C) Über 2 Millionen Euro

3) Wie viel Schwarzgeld aus 
Österreich wird in der Schweiz 
geparkt?
A) 2,04 Milliarden Franken
B) 20,4 Milliarden Franken 
C) 204 Milliarden Franken

4) 65 Prozent der gesamten 
Steuereinnahmen in unserem 
Land kommen aus Lohn- und 
Mehrwertsteuer. Wie viel Pro-
zent der Einnahmen werden 

Durchschau-
bar. Se-
r iöser -
w e i s e 
m ü s s t e 
sich die 
n e u e 
M i t t e l -
s t a n d s -
vereinigung 
deshalb für hö-
here Steuern auf 
Ve r m ö g e n s -
zuwächse und 
Vermögen ein-
setzen und für die 
Abschaffung der Steu-
erprivilegien für Privat-
stiftungen. Tut sie aber 
nicht. Stattdessen wird ver-
sucht, die ArbeitnehmerInnen 
gegeneinander auszuspielen: 
Jene, die ein bisschen Geld 
haben gegen jene, die fast gar 
nichts haben. 

Für alle da. Die Armen bekom-
men so viel vom Sozialstaat, 
der Mittelstand bekommt 
nichts. Auch diese weit verbrei-
tete Behauptung stimmt nicht. 
Im Laufe ihres Lebens zählen 
die Menschen abwechselnd 
zur Gruppe der Gebenden und 
Nehmenden: Als Kind, in der 
Ausbildung oder bei Arbeits-
losigkeit empfängt man Sozial-
leistungen, im Haupterwerbs-
alter zahlen die meisten mehr 
ein, um im Alter wieder mehr 
Sozialleistungen zu beziehen. 

Foto: Paul Sturm

Neidisch  
auf die weiter unten      

Richtige Antwort: 1C) 954,9 Mio. Euro lt. einer parlamentarischen Anfragebeantwortung 
durch Sozialminister Rudolf Hundstorfer 2A) Über 2 Mrd. Euro lt. einer parlamenta-
rischen Anfragebeantwortung durch Finanzminister Josef Pröll 3B) 20,4 Mrd. Franken lt. 
einer Untersuchung des Genfer Unternehmens Helvea  4A) 1,4 Prozent lt. OECD 5B) 762 
und 588 Euro lt. AMS 6C) Rund 1.000.000 Menschen lt. Statistik Austria, EU-SILC 2008 
7A) Auf 12 Prozent lt. Statistik Austria, EU-SILC 2008

Hätten Sie das  gewusst?
6) Wie viele der rund 8,3 Milli-
onen Menschen in Österreich 
sind armutsgefährdet und müs-
sen somit mit weniger als 951 
Euro monatlich auskommen.
A)  Ca. 10.000 Menschen
B)  Ca. 100.000 Menschen
C)  Ca. 1.000.000 Menschen

7) Sozialleistungen und Pen-
sionen verringern die Armuts-
gefährdung in unserem Land 
von 43 Prozent auf wie viel? 
Schätzen Sie!
A) Auf 12 Prozent
B) Auf 21 Prozent
C) Auf 34 Prozent
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Auch die Reichen profitieren 
vom  Staat: Vom Straßen- und 
Schienennetz, dem Gesund-
heitssystem und der Sicherheit 
im Land. Selbst als vor wenigen 
Monaten die Bankerkollegen 
von Herrn Thun-Hohenstein 
und die Unternehmerfreunde 
von Herrn Schalle um Hilfe 
riefen, war der Staat mit einem 
milliardenschweren Rettungs-
paket für sie da. 

martina.fassler@vida.at

Neue Mittelstands-Lobby

WEBTIPP

„Wer Mittelstand sagt, 
der will betrügen“ – den 
Videobeitrag von Robert 
Misik gibt es zum Nach-
hören auf www.misik.at

Banker und Millionäre gründeten kürzlich 
einen Verein, um den Mittelstand zu retten. 
Wer steckt hinter der neuen Mittelstands-
vereinigung und was will sie?  
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Schuldenmanagement

Zurück zu einem schuldenfreien Leben

Die Gründe, einen Teilzeitjob anzunehmen, 
sind bei Frauen und Männern höchst unter-
schiedlich – ebenso die Chancen, auf einen 
Vollzeitjob zu wechseln.

Teilzeitjobs auf dem Prüfstand

Anna M. bürgte für ihren 
damaligen Mann, als 
dieser einen Kredit auf-

nahm. Nun ist ihr Ex-Mann ar-
beitslos, und da er die Kreditra-
ten nicht mehr bezahlen kann, 
nimmt die Bank die Frau in die 
Pflicht. Mit einem Einkommen 
von gerade 1.100 Euro soll sie 
die gesamte Schuld von 153.000 
Euro abzahlen.   

Ausgleich. Eine Möglichkeit 
für Anna M. nicht lebenslang 
die Schulden ihres Ex- Mannes 
abbezahlen zu müssen, ist der 
außergerichtliche Ausgleich. 
Frau M. muss den Gläubigern, 
in ihrem Fall also der Bank, an-
bieten, einen Teil der Schulden 
entweder sofort oder in Raten 
zu bezahlen. Im Gegenzug ver-

Immer mehr Teilzeitjobs 
– immer weniger Vollzeit-
arbeitsplätze: so lässt sich 

die Beschäftigungsentwicklung 
der letzten Jahre zusammen-
fassen. Im Krisenjahr 2009 
gingen 60.400 Vollzeitstellen 
verloren, bei der Teilzeit gab 
es dagegen eine Zunahme von 
48.100 Jobs. Bei der Verteilung 
von Teilzeit und Vollzeitstellen 
nach Geschlecht gibt es große 
Unterschiede. „Teilzeit ist bei 
uns großteils Frauensache. 
Bereits jede vierte berufstätige 
Frau arbeitet Teilzeit, bei den 
Männern sind es dagegen nur  
8,7 Prozent“, sagt vida-Frauen-
sekretärin Ulrike Legner.

Weder gut noch böse.  „Es 
bringt wenig, die Teilzeit zu 
verdammen, noch sie hochzu-
jubeln, wie das konservative 
Kreise gerne machen“, gibt sich 
vida-Frauenvorsitzende Elisa-
beth Vondrasek pragmatisch. 
Wichtig sei, die Risken von Teil-

zeit zu kennen und die Betriebe 
dazu zu verpflichten, den Wech-
sel von Teilzeit zu Vollzeit zu er-
leichtern. „Sonst kann Teilzeit 
vor allem für Frauen zur beruf-
lichen Sackgasse und Armuts-
falle werden“, sagt Vondrasek.

chenstunden. Jede vierte Frau 
würde gern ihre Arbeitszeit er-
höhen, doch die Betriebe kom-
men diesem Wunsch großteils 
nicht nach. Problematisch ist 
auch, dass Teilzeitbeschäftigte 
im Durchschnitt einen gerin-
geren Brutto-Stundenlohn 
erhalten als Vollzeitbeschäf-
tigte. „Ein Teil ist damit er-
klärbar, dass Teilzeit häufiger 
für gering qualifizierte Tätig-
keiten angeboten wird. Viele 
Teilzeitbeschäftigte werden 
bei der Entlohnung aber ein-

zichtet die Bank freiwillig auf 
einen Teil ihrer Forderungen, 
Frau M. wird von den rest-
lichen Schulden befreit. 

Privatkonkurs. Akzeptiert die 
Bank den außergerichtlichen 
Ausgleich nicht, kann Frau M. 
bei Gericht einen Privatkon-
kurs beantragen. Neben dem 
erfolglosen Ausgleichsversuch 
müssen dafür folgende Voraus-
setzungen vorliegen:

•	Frau M. muss zahlungsun-
fähig sein. Das ist gegeben, 
wenn sie die Schulden voraus-
sichtlich innerhalb von sieben 
Jahren nicht bezahlen kann.

•	Frau M. muss bescheinigen, 
dass sie die Kosten des Kon-

deutig diskriminiert. Um das 
zu stoppen, fordern wir mehr 
Einkommenstransparenz. Die 
Betriebe sollen die Löhne in 
anonymisierter Form offen-
legen“, verlangt Vondrasek. 
Zusätzlich sollen Vollzeitjobs 
intern ausgeschrieben werden 
müssen, bevor sie extern ver-
geben werden. „Damit einmal 
Teilzeit nicht für immer Teil-
zeitarbeit heißt,“ sagt die Ge-
werkschafterin.

martina.fassler@vida.at

kursverfahrens innerhalb der 
nächsten drei Jahre decken 
kann.

•	Frau M. muss vor Gericht 
nochmals ein Zahlungsange-
bot machen, das mindestens 
20 Prozent der Gesamtschul-
den in zwei Jahren oder min-
destens 30 Prozent der Schul-
den in zwei bis fünf Jahren 
abdeckt.  

•	Die Mehrheit der Gläubi-
ger (in ihrem Fall die Bank) 
muss zustimmen. Es kommt 
in diesem Verfahren zu kei-
ner Vermögensverwertung. 

•	Kann Frau M. die geforderte 
Quote nicht erfüllen, kann 
ein Zahlungsplan vereinbart 
werden. Dieser Plan sieht 
keine Mindestquote vor, 
dafür aber die Verwertung 
sämtlichen Vermögens, also 
einen Zwangsausgleich.

Treuhänder. Stimmt die Bank 
weder einem Zwangsausgleich 
noch einem Zahlungsplan zu, 

Durch die Wirtschaftskrise ist die Zahl der 
Menschen, die ihre Schulden nicht bezahlen 
können, angestiegen. Wie kommt man raus 
aus der Schuldenfalle? 

Studenten und Mütter. Das 
Forschungsinstitut FORBA hat 
im Auftrag der Frauenmini-
sterin untersucht, aus welchen 
Gründen Teilzeit gearbeitet 
wird. Das Ergebnis: Für Män-
ner ist die Aus- und Weiterbil-
dung der häufigste Grund für 
Teilzeitarbeit, nur drei Prozent 
der männlichen Teilzeitbe-
schäftigten hat die Arbeitszeit 
wegen der Kinderbetreuung 
reduziert. Bei den Frauen hat 
sich dagegen rund die Hälfte 
wegen „Betreuungspflichten“ 
für Teilzeitarbeit entschieden. 
Die Studie belegt zudem, dass 
Frauen wesentlich länger in 
den Teilzeitjobs verweilen als 
Männer. „Dann aus der Teilzeit 
wieder rauszukommen, wird 
für die Frauen oft zum Pro-
blem“, resümiert Vondrasek.

Jede Vierte ist unzufrieden. 
Mehr als die Hälfte der Frauen 
arbeitet weniger als 24 Wo-

Weg in die   
Sackgasse?

Verteilung und Bruttojahreseinkommen (Median)
teilzeitbeschäftigter unselbständig erwerbstätiger Frauen  
in Österreich nach geleisteter Arbeitszeit, 2007
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA: Allgemeiner Einkommensbericht 2008. Medianeinkommen der ganz und nicht ganzjährig Beschäftigten.

WEBTIPP

Die Studie „Qualität von Teilzeitbeschäftigung und die 
Verbesserung der Position der Frauen am Arbeitsmarkt“ ist 
im Internet unter www.frauen.bka.gv.at abrufbar.

kommt es zum Abschöpfungs-
verfahren. Frau M. tritt für sie-
ben Jahre ihr gesamtes, über das 
Existenzminimum reichende, 
Einkommen an einen Treu-
händer ab. Werden mit diesem 
Betrag zumindest zehn Prozent 
der Schulden abgedeckt, wird 
das Gericht Frau M. auch gegen 
den Willen des Gläubigers von 
der Restschuld befreien.

Letzter Ausweg. Konnte die 
Mindestquote nicht erreicht 
werden, kann das Gericht 
trotzdem nach sieben Jahren 
die Restschuldbefreiung ertei-

Wegen der Arbeitslosigkeit steigt auch die Zahl der überschul-
deten Personen. Hilfe bietet die Schuldnerberatung,  
www.asb-gmbh.at 

len. Und zwar dann, wenn die 
Abzahlung von zumindest zehn 
Prozent der Schulden nur ge-
ringfügig bzw. wegen der Ver-
fahrenskosten unterschritten 
wird. In rund 13 Prozent der 
Fälle wird vom Gericht die 
Entschuldung derzeit abge-
lehnt. Die Regierung plant nun 
eine Privatkonkursreform, die 
im Falle von Schicksalsschlä-
gen wie Jobverlust, Unfall oder 
Todesfall ein rascheres Ent-
kommen aus der Schuldenfalle 
bewirkt.

gertrude.oelmack@vida.at 
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Mehr als 700.000 Frauen arbeiten Teilzeit  
– viele wegen der Kinder. 
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Interview

kein Zufall ist. Privatstiftungen 
in Österreich dürften über rund 
60 Milliarden Euro verfügen, 
hier wäre es ganz wesentlich 
Transparenz zu schaffen.

vida: Die Regierung hat die Erb-
schafts- und Schenkungssteuer 
auslaufen lassen. Aus Sicht der 
Gewerkschaften ein Fehler. Wie 
sehen Sie das? Und wer erbt 
überhaupt in Österreich? 

M. Schürz: Dabei gilt das Prin-
zip: Wer hat, dem wird gege-
ben. Wenige erben sehr viel, die 
meisten erben gar nichts, einige 
erben etwas. Das Interessante 
an dem Thema ist aber, dass 
die Erbschaftssteuer unbeliebt 
ist, obwohl die meisten Leute 
davon nicht betroffen wären. 
Das zeigt meines Erachtens 
die Macht der Vermögenden, 
Tatsachen zu verdrehen. Denn 
eine Erbschaftsteuer wäre eben 
keine Massensteuer. Der so-
genannte „Gini-Koeffizient“ 
ist ein Ungleichheitsmaß und 
beträgt 0, wenn alle gleich viel 
haben, und 1, wenn einer al-
les hat. In Österreich beträgt 
der Wert bei den Immobilie-
nerbschaften 0,94 - das ist eine 
extreme Konzentration auf 
einige wenige, die viel erben. 
Diese Wenigen haben aber 
mehr Möglichkeiten, ihre Inte-
ressen effektiv zu vertreten, da-
her gibt es zur Erbschaftssteuer 
keine vernünftige Diskussion. 
In diesem Bereich blühen die 
Legenden, etwa dass Unter-
nehmensweiterführung nicht 
klappen würde. Dabei gäbe es 
hohe Freibeträge oder Kredit-
stundungsmöglichkeiten. 

vida: Bei der Besteuerung von 
Arbeit und Vermögen gibt es 
in Österreich eine Schieflage: 
Arbeit wird sehr hoch besteu-

ert, Vermögen sehr niedrig. Wo 
würden Sie ansetzen, um hier 
für mehr Verteilungsgerechtig-
keit zu sorgen?

M. Schürz: Wer Verteilungs-
gerechtigkeit will, aber auch 
wer nur von Leistungsgerech-
tigkeit spricht, wird an einer 
Vermögensbesteuerung und 
an der Wiedereinführung der 
Erbschaftssteuer nicht vorbei-
kommen. Aus Gerechtigkeits-
gründen, aber auch angesichts 
der Konsolidierungsnotwen-
digkeit des Staates wären bei-
de Steuern eine gerechtfertigte 
Einnahmenquelle. Auch aus 
ökonomischer Sicht sind Ver-
mögenssteuern Besteuerungen 
auf Arbeit vorzuziehen, da sie 
im Vergleich zu Arbeitssteu-
ern den Leistungsanreiz kaum 
schmälern sollten. 

vida: Es scheint, dass die 
Reichen eine bessere Lobby  
haben. 

M. Schürz: Caritas-Chef Kü-
berl hat einmal gesagt: Die Po-
litik fürchtet sich zu sehr vor 
den Reichen. Ich denke, das ist 
zutreffend. Es gibt auch schon 
Befunde, dass die Demokratie 
nicht mehr funktioniert, weil 
die Politik schon zu stark an 
den Interessen der Reichen 
orientiert ist. Wenn man dies 
wissenschaftlich untersuchen 
will, ist man in Österreich auf 
eine sehr schlechte Datenba-
sis angewiesen. In den USA 
gibt es mittlerweile recht viel 
an Eliten-Forschung, wo man 
versucht die Einflusskanäle der 
reichen Eliten auf die Politik 
zu erforschen. Die Gefahr ist 
ein neuer Feudalismus in der 
Gesellschaft.

ines.schmied@vida.at

M. Schürz: Es herrscht ein ex-
tremes Ungleichgewicht: Etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung 
besitzen kein nennenswertes 
Geldvermögen. Die obersten 
10 Prozent besitzen dagegen 
über die Hälfte des gesamten 
Vermögens. Beim Geldvermö-
gen ist es aber noch so, dass es 
quer durch die Bevölkerung bei 
vielen zumindest einen Not-
groschen gibt. Beim Immobili-
envermögen hat man eine zwei-
geteilte Gesellschaft: Die eine 

Hälfte hat keinen 
Immobilienbesitz, 
die andere Hälfte 
schon. Daher ist 
beim Immobi-
lienvermögen 
die Ungleich-
heit noch grö-

ßer als beim 
Geldvermögen. Bei den 

Unternehmensbeteiligungen, 
die überhaupt nur 3 Prozent 
der Bevölkerung haben, hat 
man eine extreme Konzentrati-
on. Da kamen wir zum Ergeb-
nis, dass nur 10 Personen annä-
hernd 5 Milliarden besitzen. 

vida: Zum Thema Privatstif-
tungen – die Verteidiger der 
Steuerprivilegien von Privat-
stiftungen bringen oft vor, dass 

die Stiftungen tausende Ar-
beitsplätze sichern. Ist das  

so? Und wie viel Geld ist 
überhaupt in den Privat-

stiftungen gebunkert?

M. Schürz: Der Zweck von 
Privatstiftungen ist nicht, Ar-
beitsplätze zu schaffen. Pri-
vatstiftungen werden aus ganz 
anderen Motiven gegründet. 
Außerdem steckt bei den Pri-
vatstiftungen sehr viel in Im-
mobilienvermögen. Von Pri-
vatstiftungen weiß man leider 
extrem wenig, was sicherlich 

„Wer hat, dem wird gegeben“

Für den Ökonomen Martin Schürz ist Vermögensbesitz ein stärkerer 
Indikator für Reichtum als das Einkommen.

Im vida-Interview erklärt der Ökonom und 
Vermögensforscher Martin Schürz, warum 
wir so wenig über Reichtum wissen und  
wie die Schieflage bei der Besteuerung von  
Arbeit und Vermögen beseitigt werden kann.
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Prozent über dem durch-
schnittlichen Vermögen von 
Reichtum.

vida: Warum wissen wir so we-
nig über Reichtum? Ist das eine 
geschickte Strategie derer, die 
sich zu den „Vermögenden“ 
zählen?

M. Schürz:  Dahinter lässt sich 
tatsächlich eine Absicht ver-
muten. Je weniger ich vorgebe 
zu wissen, umso leichter kann 
ich auch Forderungen nach 
Vermögenssteuern abwehren.

vida: Sie haben bereits sehr 
viel über Vermögensverteilung 
geforscht. Was sind die wich-
tigsten Erkenntnisse daraus 
– Stichwort Geldvermögen, 
Immobilienbesitz, Unterneh-
mensbeteiligungen?

vida: Über Armut gibt es viele 
Zahlen und Daten sowie jähr-
liche Erhebungen. Über Reich-
tum wissen wir im Gegensatz 
relativ wenig. Wie würden Sie 
Reichtum definieren? 

M. Schürz: Ich würde Reich-
tum über Vermögensbesitz de-
finieren – über den Besitz von 
Aktien, Anleihen, Investment-
zertifikaten, Unternehmens-
beteiligungen, Immobilien, 
Schmuck und Antiquitäten.  

vida: Warum nicht über Ein-
kommen? 

M. Schürz: Weil sich die Ein-
kommenssituation schnell 
ändern kann. Vermögen ist 
dauerhafter und beständiger. 
Im deutschen Armuts- und 
Reichtumsbericht spricht man 
bei einem Vermögen von 200  
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Ganz ohne. Gänzlich ohne Kol-
lektivvertrag sind die Kosme-
tikerInnen, FußpflegerInnen 
und MasseurInnen. Was hier 
bezahlt wird, ist höchst unter-
schiedlich. Im Bereich Kosme-
tik und Fußpflege orientieren 
sich viele an den Löhnen der 
FriseurInnen. Andere nützen 
es kaltblütig aus, dass es für 
die Branche keine Mindest-
lohnregelung gibt. „Erst kürz-
lich kam eine Kosmetikerin 
zu mir in die Beratung, die für 
einen Vollzeitjob nur 680 Euro 
netto bezahlt bekommt, brutto 
also nicht mehr als 800 Euro“, 
erzählt Fahrner. Die Arbeit-
geberseite ist zum Abschluss 
eines Kollektivvertrages nur 
bereit, wenn im Gegenzug die 
Dauer der Lehrzeit erhöht 
wird. vida lehnt die Koppe-
lung einer fairen Entlohnung 
mit einer Verlängerung der 
Lehrzeit ab. „Das eine hat mit 
dem anderen nichts zu tun. 
Die Arbeitgeberseite soll nicht 
ständig nach neuen Ausreden 
suchen, um den Abschluss 
eines Kollektivvertrages zu 
blockieren“, stellt der stellver-
tretende vida-Vorsitzende Wil-
libald Steinkellner fest. Auf die 
Problembranche aufmerksam 
machen die ÖGB-Frauen mit 
ihrer Kampagne „Ich will´s 
fair“. Die Hauptperson der 
Kampagne, Marie Los, arbeitet 
als Kosmetikerin.... 

Scheinselbstständig. Ebenfalls 
ohne Mindestlohnregelung 
sind die freien Dienstneh-
merInnen und Neuen Selbst-
ständigen. Denn für sie gilt das 
gesamte Arbeitsrecht  – und 
damit auch die Kollektivverträ-
ge – nicht. „Viele Personen, die 
als freie DienstnehmerInnen 
oder Neue Selbstständige gel-
ten, sind von einem einzigen 
Auftraggeber abhängig. Der 
Arbeitnehmerbegriff gehört 
so reformiert, dass diese Men-
schen in Hinkunft als unselbst-
ständig beschäftigt gelten. Die 
kollektivvertraglichen Min-
destlöhne müssen auch für sie 
zum Tragen kommen“, fordert 
vida-Vorsitzender Kaske. 

Neuer Meilenstein. Klar ist für 
die Gewerkschaft, dass es auch 

Im Juni 2007 war es soweit. 
Auch die Arbeitgebersei-
te war überzeugt, dass ein 

Mindestlohn von 1.000 Euro 
brutto für Vollzeit das unterste 
Minimum sein sollte. Die Sozi-
alpartner unterzeichneten ein 
Abkommen, in dem sie erklär-
ten, 1.000 Euro Mindestlohn 
in Etappen bis Anfang 2009 in 
allen Kollektivverträgen umzu-
setzen.

Erster Schritt. „Für uns stellte 
dieses Abkommen einen ersten 
Schritt in Richtung fairer Löh-
ne im Niedriglohnbereich dar. 
Es hat geholfen, in den schlech-
ter organisierten Branchen die 
Arbeitgeber in die Pflicht zu 
nehmen. Denn diesen ist meist 
jede Lohnerhöhung zu hoch“, 
sagt vida-Vorsitzender Rudolf 
Kaske. Zu diesen Nachzüg-
lern gehören die Friseurbran-
che, aber auch das Taxi- und 
Mietwagengewerbe. Bei den 
FriseurInnen gilt nun seit Fe-
bruar 2008 auch für Hilfskräf-
te bei Vollzeit ein Mindestlohn 
von 1.000 Euro, für die Taxi-  
und Mietwagenlenker seit  
Jänner 2009.

Blockadepolitik. „Die Arbeit-
geber glauben, dieser Mindest-
lohn ist für die nächsten Jahre 
in Stein gemeißelt. Für 2010 
gibt es bislang keine Lohn-
erhöhung für die Taxi- und 
Mietwagenlenker. Die ersten 
Gespräche, die wir für das Bun-
desland Wien geführt haben, 
sind ergebnislos geblieben“, 
berichtet die vida-Bundesfach-
gruppensekretärin für den Be-
reich Straße, Gudrun Thiemer. 
Auch im Friseurbereich ortet 
die zuständige vida-Bundes-
fachgruppensekretärin, Bar-
bara Fahrner, bei den Arbeit-
gebern eine Blockadepolitik. 
„Seit der Anhebung des Min-
destlohns für Hilfskräfte auf 
1.000 Euro mit Anfang 2008 
haben die Arbeitgeber jegliche 
Lohnerhöhung für diese Be-
schäftigtengruppe abgelehnt. 
Der Lohn für die Hilfskräfte 
steckt damit seit zwei Jahren 
bei 1.000 Euro fest“, erzählt die 
Gewerkschafterin.

Dienstleistungsberufe

Was ist ein fairer 
Lohn? Der ÖGB und 
die Gewerkschaften 
fordern einen Min-
destlohn von 1.300 
Euro brutto. Die 
Wirtschaft hält das 
für unbezahlbar. 

INFO
Mindestlöhne in ausgewählten vida-Branchen
FriseurInnen:  1.000 Euro
Taxi- und Mietwagen:  1.000 Euro
Hotel- und Gastgewerbe:  1.161 Euro
Güterbeförderung:  1.250 Euro
Reinigung:  1.250 Euro
Privater Sozial- und Gesundheitsbereich (BAGS): 1.314 Euro

Bruttolöhne für Vollzeit ohne etwaige Zulagen

in den Branchen mit Kollek-
tivvertrag weitere Fortschritte 
braucht. vida verlangt als näch-
stes Etappenziel einen Min-
destlohn von 1.300 Euro brutto 
für Vollzeit. Die WKÖ und die 
Industriellenvereinigung leh-
nen dies als unbezahlbar und 
„Gefährdung von Arbeitsplät-
zen“ ab. Eine Einschätzung, die 
vida-Wirtschaftsexperte Philip 
Gastinger nicht teilen kann. 
„Die Lohnentwicklung ist in 
den vergangenen Jahrzehnten 
massiv hinter der Entwicklung 
der Gewinne zurückgeblieben. 
Wir brauchen höhere Mindest-
löhne“, sagt Gastinger. Rech-
net man die Forderung nach 
1.300 Euro Mindestlohn auf 
einen Stundenlohn um, ergibt 
das eine Bezahlung von 7,74 
Euro brutto pro Stunde. „Wirt-
schaft und Politik betonen im-
mer wieder, dass sich Leistung 
lohnen soll. Der Meinung sind 
wir auch. Ein Mindestlohn  
von 1.300 Euro muss möglich 
sein“, stellt vida-Vorsitzender 
Kaske fest. 

martina.fassler@vida.at

„Wir brauchen höhere  
Mindestlöhne!“

1.000 Euro Mindestlohn ist bei den FriseurInnen Realität. Für die KosmetikerInnen  
gibt es dagegen nach wie vor keinen Mindestlohn. Fo
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Armut wird oft mit mangelnder Bildung verbunden. Ist Bildung  
ein Ausweg aus Armut? vida im Gespräch mit AMS-Expertin  
Maria Hofstätter über die „Wunderwaffe Wissen“. 

ger Einkommen und somit we-
niger Chancen. Es bedeutet ein 
gut fünffach größeres Risiko 
arbeitslos zu werden!

vida: Für den deutschen Armuts-
forscher Christoph Butterweg-
ge ist Bildung ein begrenztes 
Mittel gegen Armut. Bildung 
könne nicht verhindern, dass 
materielle Ungleichgewichte 

Ersparnis durch Generika. Wird 
statt eines Originalpräparates 
ein kostengünstigeres Generi-
kum verwendet, erhält der Ver-
sicherte je Medikamentenpa-
ckung einen Bonus von 1 Euro 
im Rahmen der Behandlungs-
beiträge rückvergütet. Dadurch 
profitieren die Versicherten 
doppelt. Denn Geld, das nicht 
in Medikamente investiert wer-
den muss, kann von der VAEB 
für weitere innovative Gesund-
heitsprogramme und Erweite-
rungen der Leistungen für die 
Versicherten eingesetzt wer-
den. Mit diesem Pilotprojekt 
soll der Generikaanteil von 43 
auf 50 bis 55 Prozent angeho-
ben werden. Insgesamt wurden 
bei diesem Projekt fünf Arz-
neimittelgruppen mit einbezo-
gen. Magensäureblocker und 
Magenschutzmedikamente, 
Bluthochdruckmittel bei Herz-
schwäche, Entwässerungs- und 
Blutdruckmittel, cholesterin-
senkende Präparate und Anti-
depressiva.

vida: Frau Hofstätter, ist Bil-
dung ein Ausweg aus Armut 
und Arbeitslosigkeit? Bedeutet 
mehr Bildung mehr Chancen?  

M. Hofstätter: Eindeutig Ja. 
Voraussetzung ist aber der Ab-
schluss einer Lehre oder einer 
weiterführenden Schule. Keine 
über die Pflichtschule überstei-
gende Bildung bedeutet weni-

Bereits seit Jahren kämp-
fen die Krankenversiche-
rungsträger mit einem 

hohen Anstieg der Medikamen-
tenkosten. Mit einem Anfang 
2009 gestarteten Projekt hat die 
Versicherungsanstalt für Eisen-
bahnen und Bergbau (VAEB) 
einen Weg gefunden, den An-
teil kostengünstiger Medika-
mente weiter zu heben. Das 
Projekt „Best Price Euro“ setzt 
sowohl auf die Mitwirkung der 
Versicherten als auch der nie-
dergelassenen Ärzte.

Pro & Contra

Erfolg für  Pilotprojekt

auf die Lebensbedingungen 
junger Menschen durchschla-
gen. Stimmen Sie dem zu?

M. Hofstätter: Materielles Un-
gleichgewicht kann durch Bil-
dung alleine nicht beseitigt 
werden. Aber je besser gebildet 
Arbeitskräfte sind, umso kon-
kurrenzfähiger ist die Gesamt-
wirtschaft und das bringt Jobs. 

Million erreicht. Nun liegen 
die Zahlen für das erste Pro-
jektjahr 2009 vor – und sie 
können sich sehen lassen. Im 
Jahr 2009 konnte in rund 45.000 
Fällen tatsächlich eine Umstel-
lung der Medikation beobachtet 
werden, wodurch eine Einspa-
rung von etwa einer Million 
Euro erzielt werden konnte. VA-
EB-Obmann Gottfried Winkler: 
„Die Rückmeldungen der Versi-
cherten und Vertragspartner wa-
ren durchwegs positiv.“

Zusammenarbeit klappt. Auch 
die Österreichische Ärztekam-
mer hat in ihrer Zeitung über 
das Projekt berichtet und das 
Prinzip der Freiwilligkeit als 
Erfolgsrezept gewürdigt. „In 
diesem Zusammenhang möch-

Und je höher und besser ich ge-
bildet bin, umso eher kann ich 
mir meinen Arbeitsplatz selbst 
erfinden, mich selbständig ma-
chen. Und in Folge entstehen 
Jobs für andere. 

vida: Wie sieht „gute“ Bildung 
aus? 

M. Hofstätter: Grundvoraus-
setzung ist der Erwerb 

von sprachlichen, tech-
nischen, sozialen, kultu-
rellen und beruflichen 
Kompetenzen. Derzeit 

besonders gefragt 
sind technische Aus-
bildungswege. Im 

Zeitalter der Globali-
sierung sind Englisch-

kenntnisse und interkul-
turelles Know-how wichtig. 

Und, 50 Prozent des erwor-
benen Wissens verfällt je nach 
Branche nach sechs Monaten 
bis vier Jahren. Lebenslanges 
Lernen muss also mehr als ein 
Schlagwort sein!

vida: Gutes Stichwort. Der ös-
terreichische Wirtschaftswis-
senschaftler Kurt Rothschild 
hält Lebenslanges Lernen in 
Zeiten weit verbreiteter Arbeits-
losigkeit weit weniger effizient 
als aktive Beschäftigungspoli-
tik. Was meinen Sie dazu?

M. Hofstätter: Betriebe kün-
digen meist jene Arbeitskräf-
te, die veraltetes berufliches 
Wissen haben und ersetzen 
diese durch jüngere, die neues 
mitbringen. Aktive Beschäfti-
gungspolitik wirkt nur kurz-

te ich mich bei den niedergelas-
senen VertragsärztInnen für die 
gute Zusammenarbeit bedan-
ken“, sagt Winkler. Und weiter: 
„Aufgrund des enormen Er-
folges des Projekts werden wir 
es nicht nur fortsetzen, sondern 
auch auf weitere Medikamen-
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Pilotprojekt zur 
Einsparung bei den 
Medikamentenko-
sten wird nicht nur 
fortgesetzt, sondern 
sogar ausgeweitet. 

VAEB

Wunderwaffe Wissen
fristig. Sie bringt im Gegensatz 
zur Weiterbildung keine inno-
vativen Ideen, die es braucht, 
um auf Dauer konkurrenzfä-
hig zu sein und Jobs zu schaf-
fen. Die Betriebe beklagen den 
Fachkräftemangel zu Recht. 
Denn hört man genau hin, ist 
nicht ein Mangel an Personen 
gemeint, sondern an Qualifika-
tionen, an Innovationswissen. 

vida: Können Sie ein Beispiel 
nennen? 

M. Hofstätter: Was kann eine 
Hotelkraft, die seit 20, 30 Jah-
ren im Job ist, vielleicht nicht 
so gut wie jüngere Arbeitskol-
legInnen? Was hat sie damals 
nicht gelernt, was die jüngere 
Hotelkraft kann? Zum Beispiel 
den sicheren Umgang mit ei-
ner Hotelsoftware. Ich finde, 
Wirtschaftsforscher sollten 
einmal berechnen, wie viel es 
der Wirtschaft kostet, wenn Ar-
beitskräfte nicht über das nöti-
ge Innovationswissen verfügen. 
Bei Weiterbildung zu sparen, 
kostet sicher Unsummen. 

marion.tobola@vida.at 

tengruppen ausweiten. Denn 
jeder Cent, den wir bei den Me-
dikamentenkosten einsparen 
können, steht den Versicherten 
in einem anderen Bereich wie-
der zur Verfügung.“

alice.wittig@vaeb.at

INFO
Das AMS Wien hat ein 
Pilot-Projekt gestartet, 
das Innovationsschu-
lungen für FarbeiterInnen 
und Fachangestellte mit 
veraltetem Wissen bietet. 
Dauer 3 Monate.
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Unsere Bahn muss  
rot-weiß-rot bleiben!
vida und die Beleg-
schaftsvertretung 
starten Mitte Mai 
gemeinsam mit den 
EisenbahnerInnen 
eine Kampagne für 
die Bahn. 

Seit Jahren werden die 
Beschäftigten der ÖBB 
immer wieder in der Öf-

fentlichkeit schikaniert und 
diffamiert. Behauptungen und 
Halbwahrheiten werden in den 
Raum gestellt und die Eisen-
bahnerInnen auf diese Weise 
konsequent schlecht gemacht. 
Die Angriffe kommen immer 
wieder von ÖVP, FPÖ und BZÖ 
und auch aus der Regierung – 
konkret von Staatssekretär 
Reinhold Lopatka (ÖVP).   

Chaosreform. Mehr Manager 
als je zuvor, Bonuszahlungen 
ohne Ende und Spekulations-
verluste in Millionenhöhe - so 
liest sich die Schreckensbilanz 
der so genannten ÖBB-Struk-
turreform aus dem Jahr 2003. 
Diese trotz aller Warnungen 
seinerzeit von ÖVP, FPÖ und 
BZÖ durchgepeitschte Zer-
schlagung des Unternehmens 

in Einzelfirmen hat zu Chaos, 
Doppelgleisigkeit und einem 
riesigen Finanzloch bei den 
ÖBB geführt. Daran leidet die 
Bahn bis heute: In sechs Jahren 
von Schwarz-Blau-Orange wur-
de die Arbeit von Jahrzehnten 
ruiniert. 

Bahnausverkauf. Geht es nach 
dem Willen der ÖVP, dann 
sollen wesentliche Teile der 
ÖBB  - wie etwa der profitable 
Güterverkehr - privatisiert und 
ausverkauft werden. Das „Ö“ 
wird dann wohl aus dem Na-

ÖBB-Kampagne

FAKTEN ZUR KAMPAGNE 
www.unserebahn.at  

Als ersten Baustein unserer Kampagne haben wir eine Website unter www.unserebahn.at ins 
Netz gestellt, die ab Mitte Mai online ist. Die Website informiert über die wichtigsten Fakten 
zur ÖBB, stellt die kolportierten Unwahrheiten über die EisenbahnerInnen richtig und bietet 
auch Platz für eigenes Handeln.

Petition: Meine Bahn muss rot-weiß-rot bleiben
Auf der Website finden Sie auch eine Petitionsplattform, wo alle mit ihrem Eintrag gegen den 
Ausverkauf der ÖBB und gegen die ständige Diffamierung der EisenbahnerInnen protestie-
ren können. Diese Petition geht an Bundeskanzler Faymann, Finanzminister Pröll, Verkehrs-
ministerin Bures und an den derzeit profiliertesten Eisenbahngegner, den ÖVP-Staatssekretär 
Lopatka. Mit Ihrer tatkräftigen Unterstützung zeigen wir, was die Bahn und die ÖBB-Be-
schäftigen leisten. 

Fotowettbewerb
Ein weiterer Teil der Kampagne ist ein Fotowettbewerb, zu dem alle EisenbahnerInnen in Ös-
terreich aufgerufen sind. Schicken Sie uns Ihre Fotos über Ihre Arbeit bei den ÖBB. Wir wollen 
das wahre Gesicht der ÖBB-MitarbeiterInnen zeigen, damit sich alle ein Bild darüber machen 
können, was 42.000 EisenbahnerInnen jeden Tag leisten. Laden Sie Ihre Fotos im Internet auf 
www.unserebahn.at hoch – die besten Fotos werden mit attraktiven Preisen prämiert.

Inserate
Wir werden in den kommenden Wochen auch gezielt Inserate schalten. In diesen Inseraten 
präsentieren wir EisenbahnerInnen und ihre Leistungen, die sie tagtäglich erbringen. Gleich-
zeitig zeigen wir aber auch auf, woran es mangelt, z.B. dass durch unverantwortliche Börsen-
spekulation hunderte Millionen Euro für die Bahn fehlen. 

Folder
Aber auch außerhalb des Internets sind wir aktiv. Es werden Folder aufgelegt, die an die 
BahnkundInnen verteilt werden. Ziel dieser Aktivitäten ist eine breite Unterstützung für eine 
rot-weiß-rote Bahn und gegen die andauernde Schlechtmacherei durch die ÖVP und beson-
ders durch den schwarzen Staatssekretär Reinhold Lopatka. 

Informationen zur Kampagne unter www.unserebahn.at

men unserer Bahn verschwin-
den. Und genau aus diesem 
Grund werden auch die Eisen-
bahnerInnen gezielt schlecht 
gemacht und genau deswegen 
wurde die Bahn ins Chaos ge-
trieben, damit das Vertrauen 
in sie und in die Eisenbahner-
Innen untergraben wird. 

Überlebensfrage. Auf der Stre-
cke bleibt dann das, was die 
Menschen brauchen – der Perso-
nenverkehr und die Infrastruk-
tur. Ohne gewinnbringende 
Unternehmensteile können die 

wichtigen anderen Bereiche 
der ÖBB nicht überleben. 
Das wissen die Bahngegner- 
Innen und das bezwecken sie. 

Zeit, zu handeln. Deshalb ist es 
Zeit, zu handeln. Wir werden 
nicht zulassen, dass unsere Bahn 
so lange schlecht geredet wird, 
bis sie sturmreif ist – das wer-
den wir verhindern. Und dafür 
brauchen wir eine breite Unter-
stützung. Mit unseren Aktionen 
unter dem Titel „Unsere Bahn 
muss rot-weiß-rot bleiben“ zei-
gen wir, dass die Eisenbahnhas-
ser in der Republik eine ver-
schwindende Minderheit sind. 

Wir brauchen die Bahn. Wir ma-
chen deutlich, dass die Bahn für 

1.200.000 Menschen jeden Tag 
da ist – ob sie nun in die Arbeit, 
zur Schule, zur Universität, 
in den Urlaub, zum Arzt oder 
einfach nur nach Hause fahren. 
Diese Menschen brauchen die 
Bahn. Genauso braucht die 
österreichische Wirtschaft die 
Bahn. Ohne Bahn läuft in Ös-
terreich gar nichts. 

Kampagneninfos. Wir werden 
unsere Aktivitäten Schritt  
für Schritt ausbauen und  
Sie laufend über neue Ak-
tionen auf unserer Website:  
www.unserebahn.at und auch 
in der vida-Zeitschrift in- 
formieren.

hansjoerg.miethling@vida.at

Die Kampagne „Unsere Bahn muss rot-weiß-rot bleiben“ verdeut-
licht, dass die Bahn täglich für 1, 2 Mio. Menschen da ist.
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Schreiben Sie uns, wie Ihnen die 
vida-Zeitschrift gefällt. 
Wir freuen uns 
•	 über Ihre Rückmeldungen, 
•	 über Tipps und 
•	 Anregungen.
Schreiben Sie ein E-Mail an:
zeitschrift@vida.at 
Oder per Post an die:
Gewerkschaft vida
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Johann Böhm-Platz 1, 1020 Wien Die nächste vida-Zeitung finden Sie im Juni in Ihrer Post.
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Das Seminar-Park-Hotel 
Hirschwang ist ein 
Ort, der erholungssu-

chenden Menschen und wiss-
begierigen Seminarbesuchern 
gleichermaßen perfekte Vo-
raussetzungen bietet. Am Fuße 
der Rax kann man hier die Na-
tur genießen, neue Energie tan-
ken und den Geist schulen.

Das Seminar-Park-Hotel liegt 
in einem zauberhaften Park 
mit uralten Baumriesen. Jedes 
der 70 Zimmer des Hotels bie-
tet einen traumhaften Blick auf 
die umliegenden Berge. Nicht 
zufällig gilt die Region um Rei-
chenau an der Rax als Inbegriff 
der Sommerfrische.

Der Ort Hirschwang ist auch 
ein idealer Ausgangspunkt für 
wunderschöne Wanderungen 

Was macht eine Ge-
werkschaft stark? Der 
Zusammenhalt der 

Mitglieder. Genau auf dieser 
Tatsache beruht das Motto für 
die Landeskonferenzen un-
serer Gewerkschaft. Wir stellen 
im Gegenteil zum „einsamen 
Ich“ ein starkes und unmiss-
verständliches „Wir sind fürei-
nander da“ in den Raum. Das 
heißt: Wir sind dort stark, wo 
wir füreinander da sind. In 
allen Feldern der Mitbestim-
mung in der Arbeitswelt. Aber 
ganz besonders dort, wo es um 
das Leben innerhalb und au-
ßerhalb der Arbeit geht. 

Die Termine. Die vida-Landes-
konferenzen finden in den Mo-
naten April und Mai statt. Die 

Sein Wissen erweitern, die Natur genießen und neue Energie tanken. 
Das bietet das Seminar-Park-Hotel Hirschwang am Fuße der Rax.

…mehr als nur ein Motto

Freizeit

Landeskonferenzen 2010

Ein Ort für Körper und Geist

Wir sind füreinander da

und Spaziergänge auf die Rax 
und den Schneeberg. Kultur-
begeisterte besuchen die vielen 
historischen Ausflugsziele der 
Umgebung wie z.B. das  Was-
serleitungsmuseum Kaiser-
brunn oder das Weltkulturerbe 
„Semmeringbahn“. Und nach 
einer Tagestour speisen Sie in 
einem der beiden hoteleige-
nen Restaurants „anatol“ oder 
„brasserie“. Oder Sie entspan-
nen sich im hoteleigenen Well-
nessbereich mit Hallenbad, 
Sauna, Dampfbad, Infrarotka-
bine und Fitnessraum.

Verwöhnwochenende. Sich ver-
wöhnen lassen muss nicht teu-
er sein – das Preis-Leistungs-
Verhältnis dieses Angebotes 
wird Sie überzeugen. Egal ob 
Sie zwei oder vier Nächte im 
4-Sterne-Hotel verbringen, Sie 

Bundeskonferenzen der Frauen, 
der Jugend und der Pensionist-
Innen werden im Juni durchge-
führt. Vom 9. bis 11. November 
2010 treffen sich die Delegierten 
in Wien zum zweiten vida-Ge-
werkschaftstag auf Bundesebene.

Gemeinsam mitbestimmen. Die 
Entscheidungen für die Zukunft 
werden jetzt getroffen. Werden 
sich in den kommenden Jahren 
wieder jene durchsetzen, die uns 
die derzeitige Krise eingebrockt 
haben oder können wir zu einem 
Umdenken beitragen? Besonders 
in dieser Phase kann der gewerk-
schaftliche Grundgedanke „Ge-
meinsam sind wir stark“ dazu 
beitragen, dass der Mensch wie-
der wichtiger ist als der Profit, 
dass Arbeitsplätze wieder wich-

GEWINNSPIEL

vida verlost 1 „Verwöhnwochenende“ für 2 Nächte für 2 Personen im Seminar-Park-Hotel Hirschwang.
Beantworten Sie folgende Gewinnfrage: Welches Weltkulturerbe gibt es in der Nähe des 
Seminar-Park-Hotels Hirschwang?

Antworten an:
vida/Pressereferat; Kennwort: Hirschwang, Johann-Böhm-Platz 1, A-1020 Wien oder  
per E-Mail: zeitschrift@vida.at, Einsendeschluss: 31. Mai 2010

PREISE
                                      
Verwöhnwochenende:
2 Nächte: Freitag Abendessen bis Sonntag Frühstück
Zwei Erwachsene im DZ, HP 254 EUR
Ein Erwachsener im EZ, HP 152 EUR

4 Nächte: Mittwoch Abendessen bis Sonntag Frühstück
Zwei Erwachsene im DZ, HP 484 EUR 
Ein Erwachsener im EZ, HP 282 EUR

Alle Preise inkl. MwSt und Ortstaxe, Ermäßigung für Kinder.

INFO

Mehr Infos zum Angebot 
„Verwöhnwochenende“ 
und zum speziellen Ange-
bot „Frühlingserwachen“ 
für die Feiertage im  
Mai finden Sie auf  
www.seminarparkhotel.at 

werden den Aufenthalt auf je-
den Fall genießen. 

vida-Mitglieder erhalten eine 
Ermäßigung um 10 Prozent 
auf Normalpreise (gültig bei 
Nächtigung/Frühstück, Halb- 
od. Vollpension, ausgenom-
men weitere  Kosten während 
des Aufenthaltes und spezielle 
Angebote wie das Verwöhnwo-
chenende). 

tiger sind als Bonuszahlungen 
und dass soziale Sicherheit für 
alle und damit Verteilungsge-
rechtigkeit wichtiger ist als der 
Reichtum von wenigen. Es geht 
um die wesentlichen Weichen-
stellungen für die Zukunft. 

Die erste Landeskonferenz 
fand im Burgenland statt. Im 
Bild die beiden Delegierten Bri-
gitte Mulzheim und Josef Kurta 
beim Sichten der Unterlagen.
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Die Lobbyisten der Rei-
chen verteidigen die 
Privilegien der Privat-

stiftungen mit einer Reihe von 
Argumenten. Ein vielzitiertes: 
Wer die Stiftungsprivilegien 
abschafft, gefährdet Tausende 
Arbeitsplätze. Doch will man 
Fakten dazu, gibt es nichts Ge-
sichertes. „Der Verband der Ös-
terreichischen Privatstiftungen 
hat eine Studie zu den Beschäf-
tigungseffekten erstellt. Dabei 
wurde so getan, als wären alle 
Holdinggesellschaften und Un-
ternehmensverwaltungen als 
Privatstiftungen organisiert – 
dabei ist das bei weitem nicht 
der Fall“, sagt vida-Wirtschafts-
experte Karl Goldberg. Auch 
andere Grundannahmen sind 
nicht nachvollziehbar, dennoch 
behaupten die Studienautoren, 
die Privatstiftungen würden 
32.500 Arbeitsplätze sichern, 
davon 25.000 Vollzeitjobs. 
„Wissenschaftlich haltbar ist 
das nicht. Die einzigen Arbeits-
plätze, die die Privatstiftungen 
in jedem Fall sichern, sind die 
einiger weniger hochbezahlter 

Steuerberater und Rechtsan-
wälte“, sagt Goldberg. 

Kapitalflucht als Argument? Ka-
pital sei scheu wie ein Reh – bei 
Beseitigung der Steuerprivilegi-
en würde es rasch ins Ausland 
abfließen, lautet ein weiteres Ar-
gument der Reichen. Werner 
Doralt, Vorstand des Instituts 
für Finanzen an der Uni Wien, 
relativierte diese Behauptung 
erst kürzlich in einem Interview 
mit der „Presse“. Meist ist in 
den Stiftungen nicht Realkapi-
tal, sondern zum Beispiel Im-
mobilienbesitz geparkt. Grund-
stücke könnten aber nicht „wie 
ein Vogerl wegfliegen“, so 
Doralt. Insgesamt sind in den 
Privatstiftungen in Österreich 
Vermögen von mindestens 60 
Milliarden Euro gebunkert. Auf 
der Liste der Privatstiftlinge 
finden sich die Namen vieler 
prominenter Österreicher und 
Österreicherinnen. 

607 Millionen steuerfrei. Privat-
stiftungen müssen für Kapital-
erträge nur einen Zwischen-

jenigen, die viel haben, auch 
entsprechend mehr zahlen. 

Sozialstaat absichern. Nicht 
nur im Steuersystem, auch bei 
der Finanzierung der Sozialver-
sicherung besteht Reformbe-
darf. Die Höhe der Sozialversi-
cherungsbeiträge für Arbeitge-
berInnen und ArbeitnehmerIn-
nen hängt derzeit von der Höhe 
des Lohnes ab. Die Vermögens-
einkommen der Unter-
n e h m e n w e r d e n 
nicht in die Berech-
nung einbe- z o g e n . 
„Mit einer U m -
stellung von 
der derzeitigen, 
a u f der Lohn-

summe basie-
renden Finanzie-
rung auf die Wert-
schöpfung würde 
sich das ändern. 
Denn dann wer-
den bei den Ar-
beitgeberbeiträ-
gen auch die Ge-
winne und  Ein-
nahmen aus 
Mieten und 

Pachten be-
rücksichtigt. 

Im Gegen-
zug könn-

t e n 

perso-
nalintensi-
ve Betriebe, die 
viele Arbeitsplätze si-
chern, entlastet werden“, 
erklärt Goldberg. Durch die 
Umstellung soll unser Sozial-
staat, allen voran das Gesund-
heitssystem abgesichert werden. 
Auch die Einnahmen aus den 
oben angeführten „Reichen-
steuern“ sollten nicht aus-

schließlich dem Stopfen der 
Budgetlöcher dienen. vida-Vor-
sitzender Kaske über die Steu-
ervorschläge der Gewerkschaft: 
„Wenn es uns gelingt, die ver-
mögensbezogenen Steuern auf 
das Niveau Frankreichs anzu-
heben, sind nicht nur die Kos-
ten der Krise gedeckt. Es wäre 
auch genug Geld zum Ausbau 
der Zukunftsjobs in Pflege und 
Betreuung und zur Verbesse-

rung unseres Öffi-Netzes da.“

martina.fassler@vida.at

Verkehr
Seite 10-11

Soziale, Persönliche Dienste  
und Gesundheitsberufe                       Seite 12-13

Reiche genießen eine Vielzahl an Steuer-
privilegien. Deren Beseitigung ist schwer 
durchsetzbar – denn weil sie nicht fair teilen 
wollen, instrumentalisieren sie die Ängste 
der Mittelschicht für ihre Zwecke.

Die fatale Allianz mit den Reichen 

Private 
Dienstleistungen                                   Seite 14-15

steuersatz von 12,5 Prozent zah-
len. „Jeder Normalsterbliche 
zahlt für sein Sparbuch das 
Doppelte an Kapitalertrags-
steuer“, kritisiert vida-Vorsit-
zender Rudolf Kaske. Bevor-
zugt sind Stiftungen auch da-
durch, dass Einkünfte aus der 
Veräußerung von Beteiligungen 
teils steuerfrei bleiben. Die 
Fries-Gruppe erhielt nach Me-
dienberichten für den Verkauf 
ihrer Anteile an Böhler 607 
Millionen Euro – ohne dass da-
für nur ein Cent an Steuern ge-
zahlt werden musste. „Die 
Steuerprivilegien der Privatstif-
tungen gehören schleunigst be-
seitigt. Aus Gründen der Fair-
ness, aber auch, weil das Geld 
vom Staat dringend benötigt 
wird“, sagt Kaske.

S ch re b e rg a r te n -
Alarm. Österreich 
zählt beim Anteil 
an vermögensbezo-
genen Steuern zu 
den Schlusslich-
tern in der EU. Die 
Einnahmen aus 
Steuern auf Ver-
mögen machen 
nur 1,4 Pro-
zent aller S t e u -
ereinnah- men aus, 
i m D u r c h -
schnitt der EU-15-
Länder sind es 5,4 Pro-
zent. Konservative Politiker 
wollen von einer Veränderung 
dieser steuerpolitischen Schief-
lage nichts wissen. „Mit der Be-
hauptung, jeder Häuslbauer, ja 
sogar jede Schrebergarten-Besit-
zerin müsste dann Vermögen-
steuer zahlen, schüren sie Panik 
und verhindern so, dass die 
wirklich Reichen zur Kasse ge-
beten werden“, sagt Kaske. Da-
bei ist Vermögen in Österreich 
extrem ungleich verteilt. Die 
reichsten zehn Prozent besitzen 
mehr als zwei Drittel des Ge-
samtvermögens. vida tritt für die 
Einführung einer Vermögen-
steuer ein – mit enstprechenden 
Freibeträgen für die „Kleinen“ 
und derart ausgestaltet, dass die-

INFO

Wer zahlt wieviel Abgaben?
Die Fries-Gruppe und die St. Pöltner ArbeitnehmerInnen  
im Steuervergleich

Fries-Gruppe
Bruttoeinkommen aus dem Böhler Verkauf: 607 Mio Euro
Sozialversicherung:  0 Cent
Steuer:  0 Cent
Netto bleiben:  607 Mio Euro

St. Pöltner ArbeitnehmerInnen (23.001)
Jahresbruttoeinkommen (2005):  597 Mio Euro
Sozialversicherung:  95 Mio Euro
Steuer:  85 Mio Euro
Netto bleiben:  417 Mio Euro

BUCHTIPP

Hurra, wir dürfen zahlen. 
Der Selbstbetrug der  
   Mittelschicht. 
       von Ulrike Herrmann

             Die Autorin be-
schreibt treffend, wie sich 
die Mittelschicht von den 
Reichen für ihre Anliegen 
einspannen lässt – ein 
teurer Irrtum, der nur den 
wirklich Reichen nutzt.
ISBN 978-3-938060-45-2
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Gastkommentar

Im fernen Island bricht ein 
Vulkan aus und legt den 
Flugverkehr in halb Euro-

pa lahm. Das zeigt einerseits, 
wie klein die Welt geworden 
ist und andererseits die Ver-
wundbarkeit unseres Verkehrs-
systems. 

Ausgedünnt. Speziell durch 
den Markteintritt der Billig-
flieger, wurde es in Europa 
zum weitverbreiteten Main-
stream, auch auf Kurz- und 
Mittelstrecken von der Bahn 
auf das Flugzeug umzusteigen. 
Zwei Drittel aller Abflüge vom 
Flughafen Wien-Schwechat 
gehen über Distanzen von 
weniger als 900 Kilometer; 
was somit typischen Nacht-
zugentfernungen entspricht. 
Doch das europäische Schie-
nennetz – immerhin gibt es 
noch 215.000 Kilometer – wird 
immer mehr ausgedünnt. Seit 
1970 gingen im Bahnsektor 
mehr als eine Million Arbeits-
plätze verloren. 

Gründe pro Bahn. Dieser Kahl-
schlag rächt sich nun. Denn 
heute ist es ein Vulkanaus-
bruch, morgen der Klimawan-
del und übermorgen „Peak 
Oil“ (Überschreiten der maxi-
malen Ölförderrate) – laufend 
wird es gute Gründe geben, 
jetzt und in Zukunft der Bahn 
sowohl im Personen- als auch 
im Gütertransport wieder  

einen größeren Stellenwert 
zu verleihen. 

Nachtzüge. Vor Jahren wur-
den die Direktzüge von 
Wien nach Brüssel einge-
stellt, so wie auch jene nach 
Amsterdam und Paris. Die 
jetzige Situation ist eine 
gute Gelegenheit, über eine 
Rückbesinnung nachzuden-
ken. Es ist ja ein Skandal, 
dass man nur mit Umstei-
gen und langen Wartezeiten 
mit der Bahn von Österrei-
ch in die EU-Hauptstadt 
gelangen kann. Der Bedarf 
wäre vorhanden, wie die 
zahlreichen Flugverbin-
dungen von Wien nach 
Brüssel zeigen. 

Durchaus zumutbar. Hier 
wäre auch die Politik ge-
fragt, durch entsprechende 
Nachfrage für einen Direkt-
zug einen wirtschaftlichen 
Betrieb zu ermöglichen. 
Es ist MinisterInnen, Be-
amtInnen und Europarla-
mentarerInnen durchaus 
zuzumuten, per Schlafwa-
gen nach Brüssel zu reisen. 
Dann hätte auch nicht so 
manche Sitzung wegen der 
Aschenwolke abgesagt wer-
den müssen.

heinz.hoegelsberger@vida.at 
Verkehrsexperte  
der Gewerkschaft vida

Verwundbare  
Verkehrs- 
systeme

Im Jahr 1998 konnten zwi-
schen dem Verband der 
ÖBB-Landwirtschaft, kurz 

BBL genannt, und dem Grund-
eigentümer ÖBB die langfristi-
ge Anpachtung von Bahn-
grundstücken gegen Pachtent-
gelt für kleingärtnerische Zwe-
cke vereinbart werden. 
„Damals war vielen die Trag-
weite dieses Abschlusses noch 
nicht bewusst“, erklärt der Prä-
sident der ÖBB-Landwirt-
schaft, Stefan Maschl. Vorher 
waren die Bahngrundstücke 
den BBL-Mitgliedern gegen je-
derzeitigen Widerruf durch die 
ÖBB nur „prekaristisch“ über-
lassen. 

Sozialleistung. „Die überlassen 
Flächen stellen eine „Sozial-
leistung“ der ÖBB für ihre Be-
schäftigten dar. Alle fühlten 
sich sicher und deshalb hielt 
sich auch das Verständnis unse-
rer Mitglieder für die Pacht-
zahlungen bei einer langfristi-

ÖBB-Landwirtschaft 

gen und rechtssicheren Über-
lassung der Gartenflächen von 
bis zu 80 Jahren in Grenzen“, 
weiß Maschl.

Verkaufsbestrebungen. Insbe-
sondere im vergangenen Jahr-
zehnt habe sich die Konzern-
philosophie der ÖBB-Holding 
aber hin zu verstärkten Liegen-
schaftsverkäufen verschoben. 
Diese Tendenz habe auch vor 
den Kleingärten der BBL nicht 
immer halt gemacht. So muss-
ten immer wieder Gartenflä-
chen von Mitgliedern geräumt 
und ohne Entschädigungsan-
spruch zurückgestellt werden. 
„Ob man es nun wahrhaben 
möchte oder auch nicht. Der 
betriebswirtschaftliche Re-
chenstift dominiert immer 
stärker über - auch vertraglich 
zugesicherte - soziale Zusiche-
rungen“, bedauert BBL-Vize-
präsident und Zentralbetriebs-
rat der ÖBB-Infrastruktur AG, 
Franz Eder. 

Langfristige Pachtverträge. Der 
Verband und die Belegschafts-
vertretung haben deshalb in den 
letzten Jahren ihre Bemühungen 
für mehr Rechtssicherheit (Ab-
schluss von Pachtverträgen nach 
dem Bundeskleingartengesetz 
für mehr Sicherheit hinsichtlich 
Kündigungsschutz, Investitions-
ablösen und Nachfolgeberechti-
gung) für ausgedehnte Kleingar-
tenflächen intensiviert. „Unser 
erfolgreiches Motto bei den Ver-
handlungen mit den ÖBB lautet 
dabei ‚Nichts gegen die Mitglie-
der, aber alles für sie“, unter-
streicht Maschl. Im Einklang 
mit den österreichweit 165 BBL-
Zweigvereinen gelang es, 97 
Kleingartenanlagen mit nahezu 
1,3 Millionen Quadratmeter 
Gartenfläche langfristig bis zu 
80 Jahre für die Mitglieder  
anzupachten.

Lesen Sie weiter auf Seite 16: 
Weitere 170.000 m2 Garten wur-
den jetzt abgesichert.

Für zukunftssichere   
Pachtverträge   

Kleingarten: mehr als nur eine Sozialleistung der ÖBB, sondern Ruheoase für viele BBL-Mitglieder.
Fo
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Jobs der Tyrolean-Copiloten gesichert
Das Kurzarbeits- und Teilzeitmodell - letzteres ab Ende 
2011 - für die 260 Copiloten der Tyrolean (Austrian Ar-
rows) ist fix und startet ab 1. Mai. Somit sind auch die 
Arbeitsplätze jener 62 Copiloten gerettet, die sonst verloren 
gegangen wären.

Nachteil wegverhandelt. Es kam zu Verzögerungen, weil 
die Gewerkschaft vida das Abkommen, in dem ein rechts-
widriger Passus dem Mutterschutzgesetz nicht entsprochen
hatte, nicht unterschreiben konnte. Weitere Verhandlungen 
waren nach einer rechtlichen Prüfung durch vida notwen-
dig geworden. Sonst wäre den Beschäftigten im Falle der 
Elternkarenz ein finanzieller Nachteil von rund 20 Prozent 
entstanden. Über einer Einigung für die 50 von Jobverlust 
bedrohten Tyrolean-FlugbegleiterInnen wurde zu Redakti-
onsschluss noch verhandelt.  

Schon 97 Kleingartenanlagen mit langfristigen Verträgen 
stellt die ÖBB-Landwirtschaft zur Verfügung. Das bringt 
mehr Rechtssicherheit für ihre Mitglieder.

Luftfahrt
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Die EisenbahnerInnen 
in der Europäischen 
Transportarbeiterfö-
deration (ETF) haben 
einen europaweiten 
Aktionstag „Für gute 
Bahnen und faire Jobs“ 
abgehalten.   

vida übergab an Arbeitsminister Hundstorfer ein 
Forderungspapier der Beschäftigten im Straßen-
transport, das an die EU-Arbeits- und Sozial-
ministerInnen gerichtet ist.  

Europäische Bahnen

Klar ist, die Fahrgäste 
wollen Eisenbahnen, 
die bezahlbar, sicher, 

pünktlich und zuverlässig sind. 
„Dafür benötigt es aber auch 
Investitionen in die Infrastruk-
tur, das Rollmaterial, die War-
tung und vor allem in die Be-
schäftigten, die den Service am 
Kunden liefern“, stellte der 
stellvertretende Vorsitzende 
der Gewerkschaft vida, Wil-
helm Haberzettl, anlässlich des 
Aktionstages der Sektion Schie-

Vor selbständigen und 
scheinselbständigen 
Lkw-LenkerInnen, die 

mit einer Arbeitszeit von 86 
Stunden pro Woche die Sicher-
heit auf den Straßen gefährden, 
warnen vida, die Europäische 
Transportarbeiterföderation 
(ETF) sowie Nichtregierungs-
organisationen.  

Abstimmung. „Dieser Alb-
traum könnte bald wahr wer-
den“, befürchtet der Bundesse-
kretär der vida-Sektion Ver-
kehr, Georg Eberl. Das könnte 
nämlich dann der Fall sein, 
wenn am 28. April im Aus-
schuss für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments neu-
erlich über den Entwurf der 
EU-Kommission zur Änderung 
der Arbeitszeitrichtlinie für 
die Beschäftigten im Straßen-
transport abgestimmt wurde 
(nach Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe, Anmerkung).

ne in der Europäischen Trans-
portarbeiterföderation (ETF) 
am 13. April fest. Der Gewerk-
schafter fordert ausreichendes 
und gut ausgebildetes Personal, 
das unter fairen und sicheren 
Bedingungen für die KundIn-
nen arbeiten kann.

Für faire Jobs. Im Rahmen des 
Aktionstags, der heuer unter 
dem Motto „Für gute Bahnen 
und faire Jobs“ stand, protes-
tierten tausende Eisenbahner-
Innen der ETF-Gewerkschaf-
ten auch gegen europäische 
und nationale Bahnpolitiken, 
die sich auf Liberalisierung, 
Privatisierung und die Zerstö-
rung der nationalen Bahnun-
ternehmen konzentrieren. 

Kosteneinsparungen. „Die 
Bahnen haben sichtbar unter 
den Folgen des neoliberalen 
Mainstreams gelitten“, kriti-
siert Haberzettl. Dieser be-
haupte, dass die Einführung 
von Wettbewerb und die Zer-

Sicherheitsrisiko. Neben der Er-
höhung der Höchstarbeitszeit für 
selbständige Lkw-FahrerInnen 
würde diese Richtlinie dann auch 
eine Verschlechterung der Nacht-
arbeitszeitregelung für LenkerIn-
nen bringen. Stellvertretend für 
zehntausende österreichische 
Transportbeschäftigte überbrach-
ten GewerkschaftsvertreterInnen 
deshalb am 21. April Arbeits- und 
Sozialminister Rudolf Hundstor-
fer ein Forderungspapier. 

Forderungspapier. Hundstorfer 
und seine EU-MinisterkollegIn-
nen seien aufgerufen, sich für die 
FahrerInnen einzusetzen. Die 
Gewerkschaften fordern, dass die 
EU-Kommission mit dem EU-
Parlament keinen sozial- wie ver-
kehrspolitischen Rückschritt 
durch die Abstimmung setzen 
soll. Weiterhin sollen für alle Be-
schäftigten im gewerblichen 
Straßenverkehr die gleichen 
Rechte gelten sowie praktikable 
Maßnahmen gegen Sozialdum-

schlagung staatlicher Monopo-
le zu einem nachhaltigen 
Transportsystem führen wür-
den. Der Wettbewerb habe viel-
mehr die Konzentration auf 
profitable Bahnverbindungen 
und die Schließung unrentab-
ler Strecken gefördert; und 
Kosteneinsparungen hätten das 
Service verschlechtert.  

EU: Die 86-Stunden-Woche droht  

Schlechte Infrastruktur. Eine 
weitere Folge der Liberalisie-
rungspolitik: Schlechte Infra-
struktur schränke die Zuver-
lässigkeit und Pünktlichkeit 
sowie mangelnde Wartung die 
Sicherheit der Züge ein. Im-
mer weniger Personal in den 
Zügen sorgt für Unsicherheit. 
„Die EU-Eisenbahnpolitik 

ping gesetzt werden. Zudem dür-
fe kein Scheinkompromiss in 
Bezug auf scheinselbständige 
FahrerInnen eingegangen wer-
den. Unterstützung für die An-
liegen der KraftfahrerInnen kam 
auch von Infrastrukturministe-
rin Doris Bures: „Es ist im Inter-
esse aller VerkehrsteilnehmerIn-
nen, dass die Lkw-Lenker ausge-
ruht am Steuer sitzen.“   

ETF-Aktionswochen. Aus gege-
benem Anlass veranstaltet die 

Lkw-LenkerInnen

fördert die billigste Lösung 
zugunsten privaten Profits 
und zum Nachteil der öffentli-
chen Dienstleistungen“, for-
dert Haberzettl einen Stopp 
der Liberalisierung, Privatisie-
rung und Fragmentierung 
der Bahnen.

hansjoerg.miethling@vida.at

ETF im Rahmen ihrer Aktions-
wochen auch einen Lkw-Kon-
voi, der unter vida-Beteiligung 
während der mehrtägigen 
Fahrt von den Niederlanden 
über Luxemburg und Frank-

INFO

Abstimmungsergebnis und Informationen
unter www.vida.at bzw. 
http://www.itfglobal.org/etf/road-transport.cfm

In das Personal  
investieren!

reich nach Belgien vor der Ab-
stimmung in Brüssel auf die 
Problematik aufmerksam ma-
chen wird. 

hansjoerg.miethling@vida.at

Eine Folge der Liberalisierung: Schlechte Infrastruktur  
schränkt die Pünktlichkeit der Züge ein. Fo
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Arbeitsminister Rudolf Hundstorfer (rechts im Bild mit Georg Eberl, vida) sicherte der Gewerk-
schaftsdelegation seine Unterstützung gegen Sozialdumping auf der Straße zu.  
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Im Frühjahr finden in vie-
len europäischen Städten 
Marathonläufe statt. Wer 

daran teilnimmt, muss sich sei-
ne Kräfte gut einteilen, um ins 
Ziel zu gelangen. Auch Taktik 
im Laufverhalten ist nötig, um 
die Strecke erfolgreich zurück-
zulegen. Kraft, aber auch Tak-
tik sind Tugenden, welche auch 
GewerkschafterInnen und Be-
triebsrätInnen haben müssen, 
um die Anliegen der Beschäf-
tigten gegenüber den Arbeitge-
berInnen vertreten zu können. 
Vieles erinnert an Marathon-
läufe. 

Hinausgezögert. Die langwieri-
gen Verhandlungen um einen 
Kollektivvertrag für die Kosme-
tikerInnen, FußpflegerInnen 
und gewerblichen MasseurIn-
nen sind ein Beispiel für einen 
derartigen Marathonlauf. Der 
Kollektivvertrag für private 
Kur- und Rehabeinrichtungen 
entwickelt sich auch in diese 
Richtung. Die ArbeitgeberIn-
nen versuchen mit immer neu-
en Einwänden, den Abschluss 
dieser Kollektivverträge zu ver-
hindern. Ein drittes Beispiel 
für die Verzögerungstaktik der 
Arbeitgeberseite ist die Neufas-
sung des Kollektivvertrages für  
Diakonissenkrankenanstalten 
– an diesem „Kollektivvertrag 
neu“ verhandeln wir schon seit 
mehreren Jahren. 

Arbeitsgruppen. Mühsam ge-
staltet sich auch das Schließen 
der Einkommensschere zwi-
schen Männern und Frauen. 
Für den Kollektivvertrag der 
privaten Krankenanstalten ist 
eine Arbeitsgruppe am Werk, 
um die Diskriminierungen auf-
zuspüren und zu beseitigen. 
Die ArbeitgeberInnen lehnen 
Gleichstellungsmaßnahmen, 
wie die volle Anrechnung der 
Karenzzeiten, ab. Das würde 

Willkommen  
in der    
Marathon- 
Saison

Kommentar

Foto: Lisi Gradnitzer

die Personalkosten steigern 
und sei nicht finanzierbar, 
lautet ihr Argument. Auch 
das Gehaltsschema für Ärzt-
Innen in eben diesem Kol-
lektivvertrag fehlt, weil die 
ArbeitgeberInnen stets mit 
den knappen finanziellen 
Ressourcen argumentieren. 

Kostenkeule. Einen eigenen 
Mindestlohntarif und eine 
verpflichtende Ausbildung 
für die Beschäftigten in der 
24-Stunden-Betreuung gibt 
es bislang ebenso wenig. Der 
Grund? Eine Frage des Gel-
des, wurde uns signalisiert. 

Ziellauf. Viele der angeführ-
ten Probleme hängen von 
der Finanzierung des Ge-
sundheits- und Sozialsys-
tems ab. Angesichts der Kri-
se sei da nichts zu holen, es 
würde vielmehr noch enger, 
befürchten viele. Das kön-
nen wir nicht hinnehmen. 
Mit der Frage, wer die Kos-
ten für die Krise bezahlen 
muss, bricht auch die Frage 
über die fehlende Vertei-
lungsgerechtigkeit unseres 
Steuer- und Abgabensystems 
auf. Nutzen wir die Chance. 
Treten wir gemeinsam für 
Vermögensteuern ein. Wenn 
die Reichen endlich einen 
fairen Anteil an den Steuern 
zahlen, dann ist genug Geld 
zum Stopfen der Budgetlö-
cher UND für die Absiche-
rung des Gesundheits- und 
Sozialbereichs da. Nehmen 
wir diese Gelegenheit mit 
Kraft und Taktik war, um im 
Marathonlauf für faire Löh-
ne das Ziel zu erreichen.

willibald.steinkellner@vida.at
Vorsitzender der Sektion 
 Soziale, Persönliche Dienste 
und Gesundheitsberufe

KV BAROMETER
KV Rotes Kreuz Wien: Die Löhne der Beschäftigten 
im Gesundheits- und Sozialbereich steigen rück-
wirkend mit 1. März um 1,5 Prozent, die Einigung 
gilt für 12 Monate. Die Löhne der Beschäftigten 
im Rettungsdienst und Verwaltungsbereich steigen 
rückwirkend mit 1. Jänner um 0,6 Prozent. Die 
Laufzeit beträgt ebenfalls 12 Monate.

KV Kur- u. Rehabeinrichtungen:  Bislang gibt es 
keinen eigenen Kollektivvertrag für die Beschäf-
tigten in Kur- und Rehabeinrichtungen. Die näch-
ste Verhandlungsrunde zwischen Arbeitgebern und 
den Gewerkschafren vida und GPA-djp über einen 
Kollektivvertrag findet am 20. April statt.

BUCHTIPP
Multikulturalität in Pflege und Gesellschaft. 

Wachsende Multikulturalität sowohl der Pflegeteams als auch der von ihnen betreuten Klient-
Innen stellt die Pflege vor große Herausforderungen. In dem Buch beleuchten Wissenschaf-
terInnen und PraktikerInnen dieses Thema aus der Perspektive verschiedener Disziplinen. 
Ein Beitrag befasst sich mit der Situation in Wiener Krankenhäusern, die besonders durch die 
ethnische Vielfalt der gepflegten Kranken gekennzeichnet ist und gibt die Sicht der dort tätigen 
Pflegepersonen wider. Ein zweiter Beitrag nimmt die Multikulturalität in der mobilen Pflege 
und Betreuung in den Blick. Die Erfahrungen der Pflege- und Betreuungspersonen mit den 
KlientInnen werden dargestellt und die Befragten mit anderer Muttersprache kommen dabei 
auch als ExpertInnen für ihre eigene Bevölkerungsgruppe zu Wort. Weitere Beiträge befassen 
sich mit der Gesundheit älterer MigrantInnen sowie der Aus- und Fortbildung in interkulturel-
ler Kompetenz für den Gesundheitsbereich.

Wilried Schnepp, Isemarie Walter (Hg): Multikulturalität in Pflege und Gesellschaft,  
ISBN 978-3-205-78400-5, Böhlau Verlag, 251 Seiten, 29,90 Euro.

Diskriminierung abgestellt 

Aufgeflogen ist die Diskri-
minierung der Teilzeit-
kräfte durch Zufall. Ein 

Paar, das im Klinikum Wels-
Grieskirchen arbeitet, verglich 
die Lohnzettel und schaltete da-
nach den Betriebsrat ein. „Den 
beiden fiel auf, dass der Mann 
den Fahrtkostenzuschuss in vol-
ler Höhe erhält, die Frau dage-
gen nicht“, erzählt Betriebsrätin 
Sonja Reitinger. Gemeinsam mit 
ihren Betriebsratskollegen Her-
bert Pamer und Walter Wipplin-
ger forschte sie nach. Dabei stell-
te sich heraus, dass mehr als 300 
Beschäftigte, die nach dem 1. 
Juli 2004 am Standort Wels zu 
arbeiten begonnen hatten, den 
Fahrtkostenzuschuss nicht in 
voller Höhe erhielten.

Heimlich eingespart. „Unsere 
Geschäftsführung hat den 
Fahrtkostenzuschuss heimlich 
hinter unserem Rücken ge-
kürzt“, erzählt Betriebsrat Her-

Zwei Jahre hat der 
Betriebsrat des Kli-
nikums Wels-Gries-
kirchen gegen die 
Benachteiligung von 
Teilzeitbeschäftigten 
beim Fahrtkostenzu-
schuss gekämpft.

bert Pamer. Wer beispielsweise 
zwanzig Stunden pro Woche ar-
beitet, bekam nur die Hälfte 
des Fahrtkostenzuschusses aus-
bezahlt. Betroffen davon waren 
zu 90 Prozent Frauen. 

Diskriminiert. Die Fahrtkosten 
der Teilzeitbeschäftigten sind 
in vielen Fällen genau so hoch 
wie jene der Vollzeitbeschäftig-
ten. „Viele Teilzeitkräfte ma-
chen bei uns Kurzdienste, wäh-
rend Vollzeitkräfte längere 
Dienste machen. Die meisten 
Teilzeitbeschäftigten müssen 
deshalb genauso oft herkom-
men, um auf ihre Wochenstun-
den zu kommen, wie die  
40-Stunden-Kräfte“, schildert 
Sonja Reitinger die Situation.

Langer Rechtsstreit. Von der 
Benachteiligung der Teilzeit-
kräfte erfahren hatte das Be-
triebsratsteam Ende 2007. 
Nach erfolglosen Versuchen, 
die Angelegenheit durch Ge-
spräche mit der Geschäftsfüh-

rung zu bereinigen, reichte der 
Betriebsrat im Mai 2008 die 
Klage ein. Anfang 2009 folgte 
das erste Urteil. Der Fahrtkos-
tenzuschuss müsse auch für 
Teilzeitbeschäftigte in voller 
Höhe ausbezahlt werden, be-
fand das Arbeits- und Sozialge-
richt. Die Geschäftsführung 
legte Berufung ein, im Sommer 
2009 entschied das Oberlandes-
gericht Linz über den Fall. 
Auch hier bekam der Betriebs-
rat in der Angelegenheit des 
Fahrtkostenzuschusses Recht. 

Mehr Geld. Seit Anfang 2010 
zahlt die Geschäftsführung al-
len Teilzeitbeschäftigten den 
Fahrtkostenzuschuss in voller 
Höhe. Je nach Entfernung vom 
Wohn- zum Arbeitsort macht 
der Zuschuss pro Monat bis zu 
91,80 Euro aus. „Dafür zahlt es 
sich schon aus zu kämpfen“, 
meint Betriebsrat Walter Wipp-
linger im Rückblick auf den 
langen Rechtsstreit.

Tabu brechen. Ein Anliegen ist 
den BetriebsrätInnen, das die 
Beschäftigten untereinander 
offener darüber sprechen, was 
sie verdienen. Wenn das Reden 
übers Geld nicht so ein Tabu 
wäre, flögen Diskriminierun-
gen rascher auf. Den Lohnzet-
tel genau zu studieren und bei 
Unklarheiten mit den Kolle-
gInnen zu sprechen bzw den 
Betriebsrat zu kontaktieren, 
sollte selbstverständlich sein.

martina.fassler@vida.at

Langer Atem  
hat sich ausgezahlt  

Auch die Teilzeitbeschäftigten des Krankenhauses 
erhalten jetzt den vollen Fahrtkostenzuschuss. 
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Die Arbeiterkammer 
N i e d e r ö s t e r r e i c h 
(AKNÖ) befragte im 

Herbst 2009 rund 33.000 Be-
schäftigte in den Gesundheits-
berufen zu ihren Arbeitsbedin-
gungen und dem beruflichen 
und familiären Umfeld. Be-
fragt wurden Arztangestellte, 
PflegehelferInnen, Spitalsbe-
dienstete und die Beschäftigten 
in den mobilen Diensten.

Alarmierend. Viele Ergebnisse 
dieser Erhebung lassen aufhor-
chen. Jede/r Fünfte gab an, 
„emotional erschöpft“ zu sein. 
Für 27 Prozent dauert ein Ar-
beitstag zwischen 12 und 14 
Stunden. Obwohl nur ein Pro-
zent der Beschäftigten eine Ar-
beitszeit von mehr als 40 Stun-
den vereinbart haben, arbeitet 
jede/r Fünfte länger als 40 Stun-
den pro Woche. Jede/r Vierte 
möchte weniger Wochenstun-
den arbeiten. 

Stark belastet. Über Beschwer-
den beim Heben und Tragen 
klagte jede/r fünfte Befragte. 
Ein Viertel sieht sich mit An-
sprüchen von PatientInnen  
konfrontiert, die sie als Pflege-
personen überfordern. 

100 FriseurInnen aus ganz 
Österreich und Deutsch-
land kamen am 14. März  

in der BA-CA Halle im Wiener 
Gasometer zusammen, um ge-
meinsam für die gute Sache zu 
arbeiten. Sie alle stellten frei-
willig und vor allem kostenlos 
ihre Leistung einen Tag lang 
zur Verfügung: Die Besucher-
Innen konnten sich gegen eine 
Spende von zehn Euro einen 
neuen Look verpassen lassen 
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Vom Job überzeugt. Trotz der 
Überlastung würde jedoch nur 
eine Minderheit einen anderen 
Beruf wählen. 85 Prozent sind 
mit dem gewählten Beruf sehr 
zufrieden oder zufrieden. Zu-
gleich zeigen sehr viele Doppel-
qualifikationen die hohe Leis-
tungs- und Lernbereitschaft der 
nicht-ärztlichen Gesundheitsbe-
rufe. Über ein Drittel der Befrag-
ten gab an, neben dem Berufsab-
schluss eine Zusatzausbildung 
absolviert zu haben, acht Pro-
zent verfügten über einen Uni- 
oder Fachhochschulabschluss.

Schwieriger Spagat. 78 Prozent 
aller Beschäftigten im Gesund-
heitswesen sind Eltern. Jede/r 
zweite hat Kinder im schul-

pflichtigen Alter. Die vor allem 
weiblichen Beschäftigten müs-
sen sich zwischen Beruf und 
Familienarbeit förmlich zerrei-
ßen, wenn zusätzliche Unter-
stützung ausbleibt. Die über-
langen Arbeitstage und Wo-
chenendarbeit stellen hier eine 
besondere Belastung dar. 

Bessere Arbeitsbedingungen. 
Jeder vierte neue Arbeitsplatz 
entsteht im Gesundheitswesen. 
Schon jetzt gibt es in Öster-
reich rund 6.000 nicht besetzte 
Stellen im Pflegebereich. Um 
die nicht-ärztlichen Gesund-
heitsberufe attraktiver zu ma-
chen, fordern AK und vida: 

• Regelmäßige Supervisonsan-

Haare schneiden für 
einen guten Zweck 
und vida war mit 
dabei!

gebote um die hohe emotiona-
le Belastung zu verringern.

• Neue Berufsfelder erschlie-
ßen: Die Mehrfachqualifika-
tion der Beschäftigten bietet 
beste Voraussetzungen neue 
Berufsfelder in der  Gesund-
heitspflege zu eröffnen. 

• Arbeitsverdichtung verrin-
gern. Weil die Neuaufnahmen 
von PatientInnen bei gleich-
bleibenden oder sogar sinken-
den Personalständen ständig 
gestiegen sind, haben sich 
auch die besonders arbeitsin-
tensiven  Arbeitstage erhöht.

• Die Arbeitsplätze sind nach 
dem Arbeitnehmerschutzge-

Studie zu Arbeitsbedingungen 

Spendenaktion

Hair Aid 4 Haiti

und damit Kindern in Haiti 
helfen. Insgesamt wurden 4.500 
Euro erwirtschaftet, die den 
Nothilfe- und Wiederaufbau-
projekten von SOS Kinderdorf 
für Kinder und Familien in Ha-
iti zugute kommen. Die Berufs-

schule Goldschlagstraße steu-
erte einen Scheck in Höhe von 
1.500 Euro bei. Die Gewerk-
schaft vida übernahm einen 
Teil der Event-Ausgaben; damit 
konnte jeder Spenden-Cent an 
das Kinderdorf gehen.

Riesenandrang. Friseurmeiste-
rin und Trainerin Elisabeth 
Szöke über den Event: „Nach 
dem zehnten Haarschnitt habe 
ich aufgehört zu zählen. So 
groß war der Zuspruch der Be-
sucherinnen und Besucher.“ 
Gemeinsam mit den HAIR 
AID-OrganisatorInnen gelang 
vida zugunsten SOS Kinderdorf 
eine tolle Veranstaltung. Vom 
Aufbau bis zum Abbau war die 
Gewerkschaft tatkräftig an 
Board. Barbara Fahrner, vida-
Bundesfachgruppensekretärin 
für den Bereich Gesundheits-
förderung und Wellness, über 
die Spenden-Aktion: „Wir freu-
en uns, dass wir mit unserem 
Einsatz und unser Engagement 
nicht nur helfen konnten, son-
dern dass wir mit Hair Aid auch 
eine Bühne für interessante Ge-

setz zu evaluieren und auf 
mögliche Arbeitserleichte-
rungen zu prüfen. Hier liegt 
eine Bringschuld des Dienst-
gebers vor.

• Für Arbeitspätze, die in den 
eigenen „Vier Wänden“ der 
Pflege- und Betreuungsbe-
dürftigen liegen, muss end-
lich über geeignete Anreiz-
modelle für die „Auftrageber-
Innen“ diskutiert werden, 
um die Gesundheit der Mit-
arbeiterInnen der mobilen 
Dienste zu schützen.

bernhard.rupp@aknoe.at
Hon.Prof. (FH) Dr. Bernhard Rupp 
ist Leiter der Abt. Gesundheitswesen 
u. ArbeitnehmerInnenschutz d. AKNÖ

Langer Atem  
hat sich ausgezahlt  

spräche innerhalb der Branche 
bekommen haben, wo wir ge-
meinsam mit Landesinnungs-
meistern Schwerpunkte der 
Zusammenarbeit besprechen 
konnten.“

Helfen mit vida. Durch das ver-
heerende Erdbeben im Jänner 
wurde die Infrastruktur des bit-
terarmen Landes fast völlig zer-
stört. Die Menschen in Haiti 
brauchen für den Wiederauf-
bau unsere Hilfe. Setzen auch 
Sie ein Zeichen der Solidarität.

Bitte überweisen Sie Ihre 
Spende für die Menschen in 
Haiti auf das Spendenkonto 
von ÖGB-vida, Kennwort 
„Erdbebenopfer Haiti“, Kon-
tonummer 22010057080, BLZ 
14900 – Sparda Bank Wien

100 FriseurInnen machten bei Hair Aid 
ehrenamtlich mit.

Überlange Arbeitszeiten und die hohe Arbeitsintensität  
gefährden die Gesundheit der Beschäftigten.
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Das Gesundheits- und 
Sozialbetreuungs-
system kann nur mit 
gesunden und moti-
vierten Mitarbeiter-
Innen seinen Spitzen-
platz halten. 

Es droht  Gefahr!
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Das Tourismusland Vor-
arlberg hat viel zu bie-
ten für seine Gäste, den 

ArbeitnehmerInnen der Bran-
che geht es aber leider nicht so 
gut“, kritisiert Gerhard Furt-
ner, Landesgeschäftsführer der 
Gewerkschaft vida Vorarlberg. 

Arbeitszeit. Von Traumjobs im 
Hotel- und Gastgewerbe könne 
meist keine Rede sein. Einer-
seits werden sehr flexible, zum 
Teil überlange und familien-
feindliche Arbeitszeiten gefor-
dert, andererseits ist die Bezah-
lung äußerst schlecht. Der Tou-
rismus ist von der Lohn- und 
Gehaltsstruktur im unteren 
Drittel der Einkommen an-
gesiedelt.

Unterkunft. Immer öfter wen-
den sich Tourismus-Beschäftig-
te mit Problemen an die Ge-
werkschaft: So werden etwa 
Überstunden nicht ausbezahlt 

Hotel- und Gastgewerbe

oder es erfolgt ein ungerecht-
fertigter Lohnabzug, z.B. für 
Gläserbruch, nicht verkaufte 
Garagenplätze usw. Auch die 
Personalunterkünfte, die den 
ArbeitnehmerInnen zur Verfü-
gung gestellt werden, sind in 
vielen Bereichen stark verbes-
serungswürdig.

All-In-Verträge. „Ein großes 
Problem sind die sogenannten 
All-Inclusive-Verträge“, weiß 
Furtner aus der Praxis. Der Ge-
werkschafter erklärt: „Wer heu-
te Verträge mit All-In-Klauseln 
unterschreibt, verdient oft 
nicht mehr als den Mindest-
lohn der Branche“. Gleichzei-
tig sind die Beschäftigten aber 
oft gezwungen, 10 Stunden und 
mehr pro Tag zu arbeiten, ohne 
dafür einen zustehenden Aus-
gleich zu bekommen.

Drohungen. Auch der psychi-
sche Druck auf die Arbeitneh-

merInnen wird immer größer. 
Wer einen Arbeitsvertrag nicht 
unterschreibt oder sich bei-
spielsweise weigert, unbezahlte 
Überstunden zu leisten, muss 
schon um seinen Arbeitsplatz 
fürchten. Einige schwarze 
Schafe unter den Arbeitgebern 
sind nicht zimperlich und dro-
hen den Beschäftigten, unver-
züglich ersetzt zu werden, soll-
ten sie sich nicht fügen.

Traumjob? „Der Tourismus 
könnte durchaus Traumjobs 
bieten, doch die Rahmenbedin-
gungen in der Branche sind 
noch dringend verbesserungs-
würdig“, meint Furtner. Besse-
re Einkommensbedingungen 
und oft auch schlicht nur die 
Einhaltung der bestehenden 
arbeitsrechtlichen Vorschriften 
seien nötig, damit die Branche 
attraktiver werde. 

vorarlberg@vida.at

Der drittbeste Winter aller 
Zeiten und ein All time-
High bei den Inlands-

urlauberInnen – so das Fazit 
der Tourismuswirtschaft für den 
heurigen Winter. Und die gute 
Buchungslage für Ostern lässt 
auch auf einen erfolgreichen Sai-
sonabschluss schließen.

KV-Verhandlung. Demgegenü-
ber stehen die derzeit laufenden 
Kollektivvertragsverhandlungen 
im Tourismus und die Arbeit-
nehmerInnen, die den Erfolg des 
österreichischen Tourismus mit 
ihrem Einsatz erst ermöglicht ha-
ben. Einkommens- und Arbeits-
platzsicherheit für die Beschäf-
tigten ist daher das Gebot der 
Stunde, denn die Beschäftigten 
sind keine Almosenempfänger. 

Gefahr Armut. Als Einkommens-
armutsschwelle werden nach 
aktuellen Statistiken der Ar-
mutskonferenz 951 Euro netto 
für einen Einpersonenhaushalt 
herangezogen. Das niedrigste 
Einkommen im Tourismus liegt 
nur wenig darüber. Ein/e Ar-
beitnehmerIn bekommt in der 
niedrigsten Lohnstufe einen 
Nettobetrag von 975 Euro bei 40 
Stunden und mehr pro Woche – 
und befindet sich damit in einer 
der Berufsgruppen in Österrei-
ch, die armutsgefährdet sind. 

Gute Saison. Lohn- und Sozial-
dumping kann keinesfalls die 
Antwort sein auf einen erfolg-
reichen Saisonabschluss. Das 
würde der Wirtschaftskrise 
nur weiteren Nährboden bie-
ten. Wenn die Menschen kein 
Geld haben, können sie auch 
die Wirtschaft nicht ankur-
beln – und das gilt auch für die  

Tourismuswirtschaft. 

Saisonniers. In diesem Kon-
text sowie in Hinblick auf 
die Ostöffnung 2011 werden 
wir uns dafür einsetzen, die 
bestehenden Saisonnierkon-
tingente für Drittstaaten zu 
streichen. Sinn der Regelung 
darf es nicht sein, den Touris-
musarbeitsmarkt mit billigen 
Arbeitskräften zu versorgen. 
Die Möglichkeit, diese zu 
niedrigen Löhnen zu beschäf-
tigen, führt auch dazu, dass 
in die Aus- und Weiterbil-
dung der ArbeitnehmerInnen 
weniger investiert wird.

Profitdenken. Auf keinen 
Fall kann und wird das Ver-
handlungsteam der Gewerk-
schaft vida der Forderung 
der Arbeitgeber nach noch 
flexibleren Arbeitszeiten 
nachkommen. Hintergrund 
für diese Forderung ist aus-
schließlich das Profitdenken 
der Arbeitgeber: Nämlich 
um Überstunden, Zulagen 
oder finanzielle Vergünsti-
gungen nicht auszahlen zu 
müssen. Was ein weiterer 
Schritt in Richtung Wor-
king-poor darstellen würde.

Davon leben. Wir brauchen 
im Tourismus Arbeitsverhält-
nisse und Einkommen, von 
denen die Beschäftigten leben 
können. Und dafür werden 
wir uns bei den Kollektiv-
vertragsverhandlungen auch 
weiterhin einsetzen.

renate.lehner@vida.at
Bundessektionssekretärin  
der Sektion Private 
Dienstleistungen

Foto:  Lisi Gradnitzer

TouristikerInnen    
sind flexibel 
genug

Kommentar

KV BAROMETER

Mehr Einkommen 
und die Einhaltung 
der bestehenden ar-
beitsrechtlichen Vor-
schriften könnte die 
Situation der Touris-
mus-Beschäftigten 
schon verbessern.

BESTELLTIPP

Hausbesorgergesetz-Mappe. 
Jetzt anfordern: Für die 100 schnellsten vida-Mitglieder.
Die ersten 100 InteressentInnen erhalten von der Gewerkschaft vida die Haus-
besorgergesetz-Mappe kostenlos zugeschickt. Die darin enthaltene Info ist für 
HausbesorgerInnen relevant, die ein Dienstverhältnis bis zum 30. Juni 2000 
begründet haben. Die Mappe ist nur für Mitglieder der Bundesfachgruppe 
Reinigung, Wartung reserviert. Achtung: Die Anzahl ist begrenzt!

Zum Inhalt:
•	Gesetzestext inkl. Erläuterungen 
•	 Sachbezug gültig ab 1. 1. 2009 
•	Vorlagen für die Berechnung der Vertretungsentschädigung, Schneebuch 
•	 Info Schutzverband 

InteressentInnen bitte melden unter reinigung@vida.at oder telefonisch unter 01/53444 79 673. 

Kollektivvertrag BABE: +1,6 Prozent
KV-Abschluss für ArbeiterInnen  
in privaten Bildungseinrichtungen.

In der dritten Verhandlungsrunde konnten zwischen der 
Arbeitgebervereinigung BABE und den Gewerkschaften 
vida und GPA-djp  die Kollektivvertragsverhandlungen 
für die Beschäftigten der privaten Bildungseinrichtungen 
erfolgreich abgeschlossen werden. Die Kollektivvertrags-
gehälter sowie Lehrlingsentschädigungen und Zulagen 
steigen um 1,6 Prozent, die IST-Gehälter um 1,4 Prozent. 

Im Bereich der ArbeiterInnen konnte von der Gewerk-
schaft vida eine Durchrechnung bei den Lohnstufen 
1 bis 3 erfolgreich abgewendet werden. „Verschlechte-
rungen im Rahmenrecht, wie sie die Arbeitgeber for-
derten, haben wir nicht akzeptiert. Mit dem vorliegenden 
Abschluss haben wir eine faire Honorierung der Arbeits-
leistung für die Beschäftigten erreicht“, so vida-Bundes-
fachgruppensekretär Jakob Grumbach. Positiv beurteilt 
wird auch der Wegfall der einjährigen Wartefrist für die 
Vordienstzeitanrechnung. Der BABE-KV gilt ab 1. Mai 
2010, die Laufzeit beträgt 12 Monate.

Schwarze Schafe     
im Ländle

http://private-dienstleistungen.vida.at
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Die Gewerkschaft vida 
erreichte 2009 diverse 
Verbesserungen im 

Kollektivvertrag für die Be-
schäftigten in Garagen, Tank-
stellen- und Serviceunterneh-
men. Im Durchschnitt konnte 
dadurch eine zusätzliche Auf-
wertung der Löhne von 2,5 Pro-
zent erreicht werden.

Vorrückung neu. Die Lohnord-
nung, die bisher drei Vorrü-
ckungsstufen vorgesehen hat, 
wurde nun auf vier Stufen er-
weitert. Die bestehenden drei 
Stufen wurden jeweils verkürzt, 
so steigen Beschäftigte etwa 
nun nach dem 3. Dienstjahr in 
die nächste Lohnstufe (früher 
waren es 5 Jahre) usw. Gültig ist 
diese Bestimmung ab 1. Okto-
ber 2009. Für diese Sonderum-
reihungen in den Lohnstufen 

müssen die in der Branche zum 
Teil bestehenden Überzahlun-
gen erhalten bleiben. Der KV 
sieht im Paragraph 23 genaue 
Überleitungsbestimmungen 
vor, in der Anlage 2 werden 
konkrete Beispiele angeführt.

Mehrarbeitszuschlag. Neu in 
den KV aufgenommen wurde 
die Mehrarbeitszuschlagsrege-
lung für Teilzeitkräfte. Der 
Ausgleichszeitraum dafür be-
trägt drei Monate. Eine darüber 
hinausgehende Übertragung ist 
nicht möglich, erfolgt der Aus-
gleich nicht innerhalb eines Ka-
lenderquartals muss der Mehr-
arbeitszuschlag in Höhe von 25 
Prozent ausgezahlt werden.

Verbesserungen. Unabhängig 
von den Verhandlungen im 
Herbst 2009 und den zahlrei-

vida erreichte Verbesserungen im Rahmen-
recht für Beschäftigte in Garagen, Tankstel-
len- und Serviceunternehmen.

chen Verbesserungen, die dabei 
von Seiten der Gewerkschaft 
vida für die Beschäftigten er-
reicht werden konnten, fanden 
die regulären Lohnverhand-
lungen für die Branche statt. 
Die Kollektivvertragslöhne 
erhöhten sich 2010 um 1,5 
Prozent. 

Karenzanrechnung. „Wir haben 
viel erreicht“, freut sich vida-
Bundesfachgruppensekretär 
Jakob Grumbach über die neu-
en KV-Rahmenbedingungen 
für die Beschäftigten in Gara-
gen, Tankstellen- und Service-
unternehmen. Noch offen ist 
die Karenzanrechnung für An-
sprüche wie Urlaub oder Abfer-
tigung alt: „Für diesen Punkt 
konnten wir aufgrund der der-
zeit schwierigen wirtschaftli-
chen Situation noch keine Ei-
nigung mit den Arbeitgebern 
erzielen. Wir bleiben aber 
dran“, so Grumbach.

ines.schmied@vida.at
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Neu: Mehr Lohnstufen, 
Mehrarbeitszuschlag für Teilzeitkräfte

Garagen und Tankstellen

15TOPINFOMai 2010
www.vida.at

VIDATIPP

ArbeitnehmerInnen aus der Branche Garagen, Tankstellen- 
und Serviceunternehmen sollen überprüfen, ob sie auf-
grund der neuen Bestimmungen in der Lohnordnung nicht 
schon umgereiht hätten werden müssen.

Wichtige Verbesserungen im Kollektivvertrag ergeben eine  
zusätzliche Aufwertung der Löhne. 
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Menschen bei vida

Barbara  
Pernsteiner

Seit Juni 2008 ist Barbara 
Pernsteiner eine wichtige 
Ansprechperson für die 

Mitglieder und die Funktionär-
Innen im Team der vida- 
Salzburg.

Der Weg zu vida. Barbara Pern-
steiner bringt viel Erfahrung aus 
der Privatwirtschaft mit. Zuletzt 
war sie bei einem Gebäudereini-
ger im Sekretariat tätig. Den 
Weg zu vida hat die gebürtige 
Salzburgerin über den Landes-
vorsitzenden in Salzburg, Wal-
ter Androschin gefunden. „Ich 
wurde von ihm sozusagen ange-
worben“, erzählt Barbara 
schmunzelnd. Zuerst erhielt sie 

ist an vorderster 
Front

eine Stelle als Karenzvertretung 
und aufgrund der Pensionierung 
einer Kollegin hat sich letztend-
lich für Barbara ein unbefriste-
tes Dienstverhältnis ergeben.

Der berufliche Alltag. Die 
40-Jährige ist im Team des 
Landessekretariats Salzburg. 
„Ich bin an der Front, da ich 
die erste Anlaufstelle für unse-
re Mitglieder und Funktionä-
rinnen und Funktionäre bin“, 
erklärt Barbara und ergänzt 
„ein sehr aufreibender Job, 
aber die Abwechslung und 
der direkte Kontakt zu den 
Menschen macht mir einfach 
Spaß.“

Was mir wichtig ist, zu sagen. 
„Ich habe jahrelang in der 
Reinigungsbranche gearbei-
tet, in der ArbeitnehmerIn-
nen-Rechte teilweise mit den 
Füßen getreten werden. In 
meiner jetzigen Tätigkeit 
kann ich endlich meinen Bei-
trag leisten, um die Situation 
der Betroffenen zu verbes-
sern“, erklärt Barbara. „Im 
Gespräch mit den Mitgliedern 
betone ich immer wieder, wie 
wichtig unsere BetriebsrätIn-
nen als VermittlerInnen zwi-
schen den ArbeitnehmerInnen 
und den ArbeitgeberInnen 
sind“, betont Barbara.

Wie ich entspanne. „Ich reise 
viel und gerne, aber auch zu 
Hause in Salzburg habe ich ge-
nügend Möglichkeiten,  mich 
zu erholen. Da gehe ich gerne 
Schifahren oder entspanne 
mich beim Lesen einer span-
nenden Lektüre“, erzählt Bar-
bara. Den Großteil ihrer Frei-
zeit verbringt sie im Kreise der 
Familie. Barbara ist seit 19 Jah-
ren glücklich verheiratet und 
hat eine 22-jährige Tochter und 
einen 16-jährigen Sohn. „Die 
Familie ist mein größtes 
Hobby.“

barbara.pernsteiner@vida.at

Fortsetzung von Seite 10.

Weitere Anpachtungen. Vor we-
nigen Wochen konnten öster-
reichweit weitere Gartenanla-
gen im Ausmaß von 170.000 
Quadratmeter langfristig für 
die Mitglieder angepachtet 
werden. Das gelang auch für 
die von der Räumung bedroh-
ten Gartenanlagen im 21. und 
14. Wiener Gemeindebezirk 
(Koloniestraße bzw. Lainzer 
Tiergarten / Auhof). „Gemein-
sam mit dem ÖBB-Konzernbe-
triebsrat konnte diese Gefahr 
abgewendet werden. Auch für 
unsere Anlagen in Linz-Klein-
münchen, Ternberg und Matrei 

am Brenner konnten ebenfalls 
rechtssichere Anpachtungsver-
träge abgeschlossen werden“, 
freut sich BBL-Präsident 
Stefan Maschl.

Bangen in Ungewissheit. Welche 
Auswirkungen mangelnde Rechts-
sicherheit in diesem Fall haben 
kann, sei erst vor wenigen Wo-
chen wieder bewusst, geworden, 
sagt Maschl. Da haben nämlich 
die ÖBB in einem Paket 28 Bahn-
strecken (600 km Streckenlänge) 
und rund 10 Millionen Quadrat-
meter Grundfläche dem Land 
Niederösterreich übertragen. 
Auch an die BBL überlassene 
Grundstücke seien betroffen, die 

GrundstücksnutzerInnen ban-
gen derzeit in Ungewissheit. 

Verhandlungslösung. Maschl 
setzt auf eine für beide Seiten 
zufriedene Verhandlungslösung 
und meint: „Auf die vielen Fami-
lien, die sich im Vertrauen auf 
die zugesicherte Sozialleistung 
ihre Grundstücksflächen mit ih-
rer Hände Arbeit selbst herge-
richtet haben, darf nicht verges-

INFO

Verband der  
ÖBB-Landwirtschaft (BBL)
Margaretenstraße 166
1050 Wien 
Tel. 01/544 0 444-211
Fax: 01/544 0 444-212
www.obbl.at
bbl.verband@obbl.at

sen werden. Sie haben ein nur zu 
gut verständliches Verlangen 
nach Zukunftssicherheit“, appel-
liert der Verbandspräsident an 
die Verantwortlichen beim Land 
NÖ und bei den ÖBB. 

Anliegen ernst nehmen. Nicht 
zuletzt deshalb, weil es heute 
offenbar Strategie sei, nicht für 
notwendig erachtete Bereiche 
von den ÖBB herauszulösen 

Unterzeichnung des Generalpachtvertrages für die  Wiener 
Koloniestraße (v.r.n.l.): BBL-Vizepräsident Franz Eder, Verbands-
präsident Stefan Maschl, Zweigvereins-obmann Rudolf Schuster 
und sein designierter Nachfolger Gerhard Fasching.
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Die lustvoll verwi-
ckelte Geschichte 
über Naturgeister 

und Menschenkinder ist eine 
zauberhafte Verbindung von 
romantischer Komödie und 
unterhaltsamem Volkstheater.
In der Regie von Werner Prinz 
spielen Wolfgang Böck, Mad-
dalena Hirschal, Hannah Hoh-
loch, Eva Maria Marold, Gunda 
König, Heinrich Baumgartner, 
Eugen Hamel, Johannes Sei-
lern und weitere Publikums-
lieblinge. 

Mit William Shakespeares „Ein Sommer-
nachtstraum“ gelangt bei den Schloss-Spie-
len Kobersdorf 2010 eines der bekanntesten 
und beliebtesten Theaterstücke der Weltlite-
ratur zur Aufführung. 

William Shakespeare in Kobersdorf

Ein Sommernachtstraum 

Spielzeit: 
6. Juli (Premiere) bis 1. August 
2010, jeweils DO bis SO
Vorstellungsbeginn:  
20.30 Uhr
Kartenpreise:  
24 bis 44 Euro
Veranstaltungsort:  
Schloss Kobersdorf,  
7332 Kobersdorf

Kartenservice & Information:
Büro der Schloss-Spiele 
Kobersdorf, Glorietteallee 1, 
7000 Eisenstadt

GEWINNSPIEL
vida verlost 3-mal zwei Freikarten für die Vorstellung  
am Sonntag, 25. Juli 2010.  
Beantworten Sie uns folgende Gewinnfrage: 

„Wer schrieb „Ein Sommernachtstraum“?

Antworten an:
vida/Pressereferat; Kennwort: Kobersdorf, Johann-Böhm-Platz 1, 
A-1020 Wien oder per E-Mail: zeitschrift@vida.at,  
Einsendeschluss: 31. Mai 2010

Tel.: +43(0)2682-66211
Fax:+ 43(0)2682-66211-14
E-Mail: schloss-spiele@
kobersdorf.at
www.kobersdorf.at

vida-Mitglieder erhalten im 
Vorverkauf gegen Vorlage der 

Mitgliedskarte 10 Prozent  
Ermäßigung auf jeweils zwei  
Eintrittskarten an Donners- 
tagen und Sonntagen, sowie 
Gruppenermäßigung in der  
vida-Kartenstelle.
Tel: +43(0)1/53 444 79-692,  
E-Mail: service@vida.at
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ÖBB-Landwirtschaft 

Für zukunftssichere   
Pachtverträge   

und an Dritte abzugeben, er-
achten es die BBL, der ÖBB-
Konzernbetriebsrat und die Ge-
werkschaft vida für unverzicht-
bar, den gemeinsamen Einsatz 
zur langfristigen Absicherung 
der BBL-Grundstücke nach-
drücklich fortzuführen: „Unse-
re 13.500 Mitglieder und ihre 
Familien verdienen es, dass 
ihre Anliegen ernst genommen 
und Zusicherungen eingehal-
ten werden“, bekräftigt Maschl.


